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Polizeisystems. Zur Geschichte der Gestapo. 
Teil 2: Verfolgung, Terror, Vernichtung

„Schutzhaft“ 

Begrifflich war „Schutzhaft“ kein Novum des NS-Staates, sondern 
gehörte seit dem Vormärz, unabhängig von der jeweiligen rechtlichen 
Normierung, zum polizeilichen Verfolgungsrepertoire. Selbst nach der 
Weimarer Reichsverfassung von 1919 war die Inhaftierung ohne richter-
liche Verurteilung oder dringenden Tatverdacht erlaubt.1 Im Vergleich 
zum Kaiserreich wurden die Gefangenenrechte in der Weimarer Repu-
blik verhältnismäßig geringer eingeschränkt. In der NS-Diktatur wurde 
die für „staats- und volksfeindliche Umsturzbestrebungen“ vorgesehene 
„Schutzhaft“ erstmals durch den Runderlass des Reichsinnenministers 
Frick vom 12. April 1934 (am 26. April durch einige Zusätze ergänzt) 
reichseinheitlich geregelt und zusammengefasst.2 Darin wurde der SA 
und NSDAP die Befugnis zu eigenmächtigen Inhaftierungen entzogen 
und – in Preußen – der Zuständigkeit von Gestapa, Staatspolizei-
dienststellen und den Ober- und Regierungspräsidenten überlassen. In 
den übrigen Ländern entschieden die jeweiligen Landesregierungen über 
die ausführenden Behörden.

1 Detlef Scheffler, Schutzhaft im Nationalsozialismus (1933 bis 1945). Die Bürokratie des 
Reichssicherheitshauptamtes und die Verfolgung des politischen Gegners, phil. Diss., Freie Uni-
versität Berlin 1998, S. 24–77.

2 Der Reichsministers des Inneren, Dr. Wilhelm Frick, Runderlass vom 12. April 1934 über die 
Bestimmungen zur Anwendung der Schutzhaft, in: Bundesarchiv (künftig: BArch), R 3001/21467, 
Bl. 148–152.
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Demnach konnten wegen Hochverrats verurteilte Gefangene nach 
ihrer Entlassung aus der Strafhaft „zwecks Überführung in ein Konzen-
trationslager“ in „Schutzhaft“ genommen werden.3 Dass gegen die Ver-
hängung dieser Maßnahme die Einlegung formaler Rechtsmittel mög-
lich war, unterschlug die vollziehende Behörde unverhohlen:

Gegen die Verhängung der Schutzhaft steht den Festgenommenen die 
Dienstaufsichtsbeschwerde  an  den  Preußischen  Ministerpräsidenten 
als Chef der Geheimen Staatspolizei zu. Die in einem Formular im Hause 
verwendete Fassung ‚gegen die Verhängung der Schutzhaft steht dem 
Festgenommenen kein Beschwerderecht zu‘, ist demnach unzutreffend. 
Es empfiehlt sich jedoch, eine Rechtsmittelbelehrung irgendwelcher Art 
nicht in das Formular aufzunehmen.4

Nach der Neustrukturierung der Polizei erging am 25. Januar 1938 ein 
zweiter reichseinheitlicher Schutzhafterlass des Reichsinnenministers, 
der die bis dahin geltenden Regelungen ablöste und in dieser Form 
im Wesentlichen bis Kriegsende in Kraft blieb.5 Im Unterschied zum 
Schutzhafterlass von 1934 verzichtete Frick nun darauf, die „Verord-
nung zum Schutz von Volk und Staat“ als die dafür maßgebende 
Rechtsgrundlage anzuführen. Dies vermutlich deshalb, weil sich der 
im dritten Gestapo-Gesetz aufgezeigte Auftrag der Gestapo, „alle 
staatsgefährlichen Bestrebungen im gesamten Staatsgebiet zu erforschen 
und zu bekämpfen“, unmittelbar zur Begründung der Schutzhaft heran-
ziehen ließ. Als wesentliche Neuerung enthielt der Frick’sche Erlass 
eine erweiterte Zweckbestimmung der Schutzhaft:

Die Schutzhaft kann als Zwangsmaßnahme der Geheimen Staatspolizei 
zur Abwehr aller volks- und staatsfeindlichen Bestrebungen gegen Per-
sonen angeordnet werden, die durch ihr Verhalten den Bestand und die 
Sicherheit des Volkes und Staates gefährden. (§ 1 Abs. 1)

3 Bayerische Politische Polizei, i. V. Stepp, Rundschreiben vom 5. September 1935, in: BArch, 
R 58/264, Bl. 155.

4 Preußische Geheime Staatspolizei / Der Stellvertretende Chef und Inspekteur, gez. Dr. 
Biederich, Rundschreiben vom 6. September 1935, in: BArch, R 58/264, Bl. 156.

5 Der Reichsminister des Innern, Frick vom 25. Januar 1938 an das Gestapa, in: BArch, 
R 3001/21469, Bl. 68–70.
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Darin kam die unter anderen von Heydrich formulierte „weltanschau-
lich-politische Feinddefinition“ zum Ausdruck, da jetzt – deutlicher als 
zuvor – „die Einbeziehung asozialer Verhaltensweisen als politisch ge-
fährlich möglich“ war.6 In den Durchführungsrichtlinien zum Schutz-
hafterlass des Reichsinnenministeriums gab Heydrich vor, was darun-
ter zu verstehen war:

Als asozial gilt, wer durch gemeinschaftswidriges, wenn auch nicht ver-
brecherisches, Verhalten zeigt, dass er sich nicht in die Gemeinschaft 
einfügen will. Demnach sind z. B. asozial: a) Personen, die durch gering-
fügige, aber sich immer wiederholende Gesetzesübertretungen sich der in 
einem nationalsozialistischen Staat  selbstverständlichen Ordnung nicht 
fügen wollen  (z. B.  Bettler,  Landstreicher  [Zigeuner],  Dirnen,  Trunk-
süchtige,  mit  ansteckenden  Krankheiten,  insbesondere  Geschlechts-
krankheiten behaftete Personen, die sich den Maßnahmen der Gesund-
heitsbehörden entziehen); b) Personen, ohne Rücksicht auf etwaige 
Vorstrafen, die sich der Pflicht zur Arbeit entziehen und die Sorge für 
ihren Unterhalt der Allgemeinheit überlassen (z. B. Arbeitsscheue, Ar-
beitsverweigerer, Trunksüchtige).7 

Hatte der Erlass vom April 1934 noch den Schwerpunkt auf die „staats-
feindliche Betätigung“ gelegt, war Schutzhaft nun generell für „volks- 
und staatsfeindliche“ Verhaltensweisen zulässig, also für jedwede Hand-
lungen, Einstellungen oder Äußerungen, die den weltanschaulichen 
Grundlagen der nationalsozialistischen Volksgemeinschaft zuwider-
liefen. Dies galt nicht nur für „Asoziale“, sondern auch für „Berufsver-
brecher“, zudem fielen Zeugen Jehovas, Homosexuelle und Juden 
darunter. „Mit der Ausweitung der ‚Schutzhaft‘-Anwendung auf ‚Aso-

6 Gerhard Werle, Justiz-Strafrecht und polizeiliche Verbrechensbekämpfung im Dritten Reich, 
Berlin / New York 1989, S. 550; Lothar Gruchmann, Justiz im Dritten Reich 1933–1940. An-
passung und Unterwerfung in der Ära Grüttner, 3. verbesserte Aufl., München 2001, S. 726 f.

7 Richtlinien vom 4. April 1938, gez. Heydrich, in: BArch, R 58/473, Bl. 63 f. Vgl. Wolfgang 
Ayass, „Demnach ist zum Beispiel asozial …“. Zur Sprache sozialer Ausgrenzung im National-
sozialismus, in: Nicole Kramer / Armin Nolzen (Hg.), Ungleichheiten im „Dritten Reich“. Seman-
tiken, Praktiken, Erfahrungen (= Beiträge zur Geschichte des Nationalsozialismus; Bd. 28), 
Göttingen 2012, S. 69–89, 81 f.
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ziale‘ erhielt die Polizei einen Blankoscheck zur Lagereinlieferung jed-
wedes Unangepassten.“8 

Nach dem Schutzhafterlass vom 25. Januar 1938 war der Begriff 
„Schutzhaft“ nur mehr für eine langfristige Haft vorbehalten, die grund-
sätzlich in Konzentrationslagern zu vollstrecken war (§ 6), während die 
„vorläufige Festnahme“ nicht länger unter den Begriff der „Schutzhaft“ 
fiel. Auch der Schutzhafterlass von 1938 hob den präventiven Charak-
ter der Schutzhaft hervor. In § 1 heißt es dazu: „Die Schutzhaft darf 
nicht zu Strafzwecken oder als Ersatz für Strafhaft angeordnet werden. 
Strafbare Handlungen sind durch die Gerichte abzuurteilen.“ 

Aus dem Erlass von 1934 übernommen wurde außerdem die obliga-
torische Haftprüfung nach jeweils drei Monaten, die dem Gestapa über-
tragen wurde. Mit dem zweiten Schutzhafterlass vom 25. Januar 1938 
bestätigte Reichsinnenminister Frick die Verfolgungspraxis der Gestapo 
nachträglich und verschaffte ihr zugleich das Monopol über das Instru-
ment Schutzhaft: „Für die Anordnung der Schutzhaft ist ausschließlich 
das Geheime Staatspolizeiamt zuständig (§ 2, Abs. 1). Anträge auf 
Anordnung der Schutzhaft sind durch die Staatspolizeileit- bzw. Staats-
polizeistellen an das Geheime Staatspolizeiamt zu richten“ (§ 2 (Abs. 2). 

Nachdem die Gestapo aus der allgemeinen Verwaltung herausgelöst 
worden war und sich als autonome Sonderbehörde verselbstständigt 
hatte, standen die juristischen Kontrollverfahren über die staatspolizei-
lichen Handlungen erneut auf dem Prüfstein. In der Fachdiskussion 
setzten die juristischen Gutachter den Argumenten der Staatspolizei 
kaum etwas entgegen.9 Einer Entscheidung des Preußischen Oberver-
waltungsgerichts vom 2. Mai 1935 zufolge waren gegen die Verfügun-

8 Michael P. Hensle, Die Verrechtlichung des Unrechts. Der legalistische Rahmen der national-
sozialistischen Verfolgung, in: Wolfgang Benz / Barbara Distel (Hg.), Der Ort des Terrors. 
Geschichte der nationalsozialistischen Konzentrationslager, Bd. 1: Die Organisation des Terrors, 
München 2005, S. 76–90, 85. Vgl. auch Martin Broszat, Nationalsozialistische Konzentrationslager 
1933–1945, in: ders. / Hans-Adolf Jacobsen / Helmut Krausnick, Anatomie des SS-Staates, Bd. 2, 
3. Aufl., München 1982, S. 11–133, S. 70 f.; Scheffler, Schutzhaft im Nationalsozialismus (wie 
Anm. 1), S. 123 f. Auf Anweisung Himmlers vom 18. August 1936 erging eine Entlassungssperre 
für jüdische KZ Häftlinge, die seitdem nur noch mit seiner Zustimmung entlassen werden durften. 
Ebd., S. 124.
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gen des Gestapa juristische Rechtsmittel nur beschränkt zulässig. Nach 
Auslegung des maßgeblichen Vordenkers der Sicherheitspolizei, Dr. 
Werner Best, war somit „die Nachprüfung von politischen Staats- und 
Verwaltungshandlungen den Gerichten im nationalsozialistischen Füh-
rerstaat in jedem Fall entzogen“.10 Für Rechtsmittel von Betroffenen 
gegen die staatspolizeilichen Verfügungen waren die ordentlichen Ge-
richte also keine Adresse. Dienstaufsichtsbeschwerden waren dement-
sprechend auf dem Instanzenweg über die Dienststellenleiter der Staats-
polizei  an das  Gestapa beziehungsweise an  das  RSHA zu richten. 
Solche Eingaben hatten aber keine aufschiebende Wirkung.11 Best er-
klärte später, die 

Rechtsgültigkeit staatspolizeilicher Anordnungen ist nicht davon ab-
hängig, daß die Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutze von Volk 
und Staat vom 28. Februar 1933 als Rechtsgrundlage für diese Anordnun-
gen herangezogen wird, da sich die Befugnis der Geheimen Staatspolizei 
zur Durchführung aller Maßnahmen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlich sind, nicht aus einzelnen Gesetzen und Verordnungen, son-
dern aus dem Gesamtauftrag herleitet, der der Deutschen Polizei im all-
gemeinen und der Geheimen Staatspolizei im besonderen im Zuge des 
Neuaufbaues des nationalsozialistischen Staates erteilt worden ist.12 

Damit stand fest, dass die Generalermächtigung der Sicherheitspolizei 
keiner gesetzlichen Legitimation mehr bedurfte.

Nach Kriegsbeginn ergingen mehrere Durchführungsbestimmungen 
zu Sonderfragen der Schutzhaft beziehungsweise zur Verfahrensverein-
fachung, ohne dass dadurch der Schutzhafterlass von 1938 formell ver-

9 Ulrich Herbert, Von der Gegnerbekämpfung zur „rassischen Generalprävention“. „Schutz-
haft“ und Konzentrationslager in der Konzeption der Gestapo-Führung 1933–1939, in: Ulrich 
Herbert / Karin Orth / Christoph Dieckmann (Hg.), Die nationalsozialistischen Konzentrations-
lager – Entwicklung und Struktur, Bd. 1, Göttingen 1998, S. 60–86, 62.

10 Preußische Gestapa – Stellvertretender Chef, Dr. Best, Rundbrief vom 12. Juni 1936, in: 
BArch, R 58/243, Bl. 126. Vgl. auch den Vortrag von Ministerialdirektor und SS-Brigadeführer Dr. 
Best auf der Arbeitstagung mit den HSSPF, den IdS u. d. SD in Berlin am 29. Januar 1940, in: 
ebd., Bl. 225 ff. 

11 Gruchmann, Justiz im Dritten Reich 1933–1940 (wie Anm. 6), S. 542 ff.
12 RSHA, gez. Best, Rundschreiben vom 15. April 1940, in: BArch, R 58/243, Bl. 286.
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ändert wurde. Ab dem 4. Oktober 1939 waren die Staatspolizei[leit]-
stellen allerdings in eigener Verantwortung zur Verhängung von Schutz-
haft bis zu 21 Tagen bevollmächtigt. Am 24. Oktober 1939 übermittelte 
Gestapo-Chef Heinrich Müller den Dienststellen die Direktive: „Ent-
lassungen von Häftlingen aus der Schutzhaft finden während der 
Kriegszeit im allgemeinen nicht statt.“ Sofern „kein Anlaß gegeben ist, 
einen Antrag auf Schutzhaftentlassung zu stellen, verlängert die Staats-
polizeileit- oder -stelle in eigener Zuständigkeit die Schutzhaft um 
genau 3 Monate“.13 

Wegen „der Zunahme der einzelnen Schutzhaftfälle“ zur Einhaltung 
der vorgeschriebenen Fristen und zur Entlastung des RSHA wurde das 
formelle Verfahren so umgestellt, dass die Staatspolizei[leit]stellen die 
Schutzhaftbefehle selbst ausfertigen und – in eiligen Fällen – auch per 
Fernschreiben an das RSHA übermitteln durften. Ihre Schutzhaftbefeh-
le hatten die Staatspolizei[leit]stellen mit dem Briefkopf „Geheimes 
Staatspolizeiamt“ sowie einem Aktenzeichen zu versehen. Nach einer 
obligatorischen Beglaubigung durch die Dienststellenleiter sandten die 
Staatspolizeistellen die ausgestellten Schutzhaftbefehle zusammen mit 
der Antragsbegründung, den erforderlichen Unterlagen (Lichtbilder, 
Karteikarten und so weiter) einschließlich einer Stellungnahme zur 
Überführung in das Konzentrationslager an das Amt IV des RSHA 
nach Berlin. Dort erfolgte die formale Bestätigung des Schutzhaftbe-
fehls durch das Schutzhaftreferat.14 Zur Einteilung der in Frage kom-
menden Konzentrationslager erging ein sogenannter Stufenerlass 
Heydrichs:

Stufe 1: Für alle wenig belasteten und unbedingt besserungsfähigen 
Schutzhäftlinge, außerdem für Sonderfälle und Einzelhaft,  die Lager: 
Dachau, Sachsenhausen und Auschwitz I (Letzteres kommt auch zum 
Teil für Stufe II in Betracht.) 
Stufe Ia: Für alle alten und bedingt arbeitsfähigen Schutzhäftlinge, die 
13 Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD, i. V. Müller, Schnellbrief vom 24. Oktober 1939 

an alle Staatspolizei[leit]stellen und an das Gestapa, in: BArch, R 58/1027, Bl. 106 f.
14 Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD, i. V. Müller, Rundbrief vom 18. Mai 1940, in: 

BArch, R 58/1027, Bl. 131–133.
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noch im Heilkräutergarten beschäftigt werden können, das Lager:  
Dachau.  
Stufe II: Für schwerer belastete, jedoch noch erziehungs- und besse-
rungsfähige Schutzhäftlinge, die Lager: Buchenwald, Flossenbürg, Neuen-
gamme und Auschwitz II. 
Stufe III: Für schwer belastete, insbesondere auch gleichzeitig kriminell 
vorbestrafte und asoziale, d. h. kaum noch erziehbare Schutzhäftlinge, 
das Lager: Mauthausen.15

Aufgrund der permanenten Überbelegung der Konzentrationslager in-
folge der erhöhten Verfolgungsintensität, der Ausweitung des deutschen 
Herrschaftsbereichs und der Judenverfolgung ließ sich das Schema wäh-
rend des Krieges kaum noch einhalten. So hatte Himmler 

angesichts der Häufung staatsfeindlicher Betätigungen und Äußerungen 
nach Beginn des Feldzuges gegen die Sowjetunion die grundsätzliche Ent-
scheidung getroffen, daß ‚sämtliche hetzerischen Pfaffen, deutschfeind-
liche Tschechen und Polen, sowie Kommunisten und ähnliches Gesindel 
grundsätzlich auf längere Zeit einem Konzentrationslager zugeführt 
werden sollen‘. Damit diese Anordnung nicht nur auf die im üblichen 
Verfahren eingereichten Schutzhaftanträge beschränkt bleibt, sondern 
schon vor Einreichung von Anträgen berücksichtigt werden kann, gebe 
ich von dieser Anordnung Kenntnis.16 

In der letzten Kriegsphase wurde die von Himmler genehmigte Ausnah-
mepraxis zur Regel. Die Staatspolizeistellen verzichteten auf das forma-
lisierte Verfahren und übermittelten stattdessen lediglich Zahlenangaben 
über ihre Schutzhaftverhängungen an die Registratur des RSHA.

15 Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD, Heydrich, Rundschreiben vom 2. Januar 1941, 
in: International Military Tribunal (künftig: IMT), Trial of the Major War Crimes before the  
International Military Tribunal, Nuremberg. 14 November 1945–1 October 1946, Vol. XXVI, 
Nürnberg 1947, S. 695–697.

16 Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD, i. V. Heinrich Müller, Rundschreiben vom 
27. August 1941, in: BArch, R 58/1027, Bl. 205 f.
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„Kämpferisches Korps“
Polizei als Weltanschauungsexekutive

Mit Hitlers Einverständnis agierte die Polizei unter Himmler spätestens 
seit September 1936 in weitgehender Unabhängigkeit von den Reichs-
ministerien. Exekutive und Aufsichtsbehörde waren nun in einer 
„Reichspolizei“ vereinigt – nach Himmler „eine der stärksten Klam-
mern, die ein Staat haben kann“.17 Seine Machtstellung war in einer 
Zentralbehörde gebündelt, die – dem Führerprinzip folgend – ganz auf 
seine Person ausgerichtet war. Die Personalunion als oberster „Herr der 
Polizei“ und als Reichsführer der SS gewährleistete dazu noch „eine 
dauernde Verbindung zwischen der Polizei und der SS“.18 In dieser 
Doppelstellung als „Reichsführer SS und Chef der Deutschen Polizei“ 
trieb Himmler den Prozess der „Verreichlichung der Polizei“ und deren 
weltanschauliche Grundierung noch weiter. 

Seine Vorstellungen über die künftigen Aufgaben der Polizei erläu-
terte Himmler Anfang 1937 ausgesuchten Wehrmachtvertretern mit 
drastischen Worten. Aus seinen Ausführungen lassen sich zwei Haupt-
stoßrichtungen ableiten: nach außen zur Vorbereitung eines Weltan-
schauungskrieges mit dem Ziel der Ausschaltung des angeblich inter-
nationalen  jüdisch-kommunistischen  Einflusses,  nach  innen  zur 
Umsetzung der nationalsozialistischen „Erb- und Rassegesetze“, die 
nach Himmlers Ausmerze-Rhetorik in der Beseitigung der „Unmenge 
rassisch minderwertigen Zeugs“ und all dessen bestand, was „unter 
jüdisch-freimaurerisch-bolschewistischem Einfluß [steht]“, schließlich 
sei der „Bolschewismus [...] die Organisation des Untermenschen“. „In 
einem künftigen Krieg“ werde es daher „einen vierten Kriegsschauplatz“ 
geben: „Innerdeutschland!“ Dessen „Basis“ müsse unbedingt „gesund 

17 Heinrich Himmler, Wesen und Aufgabe der SS und der Polizei, in: Nationalpolitischer Lehr-
gang der Wehrmacht vom 15. bis 23. Januar 1937, S. 155, zitiert nach: IMT, Vol. XXIX, Nürnberg 
1948 (wie Anm. 15), S. 204–234, 227.

18 Werner Best, Die Deutsche Polizei (= Forschungen zum Staats- und Verwaltungsrecht,  
Reihe A; Bd. 5), Darmstadt 1940, S. 85.

18



FORSCHUNG / RESEARCH

erhalten“ werden, „weil sonst […] die anderen, die kämpfenden Teile 
Deutschlands wieder den Dolchstoß bekämen“.19

Über die mentalen Voraussetzungen einer „kämpfenden Staatspoli-
zei“ hatte sich zuvor schon Heydrich geäußert. Für die Ansprüche der 
Sicherheitspolizei genüge die sicherlich „notwendige verwaltungsmäßige 
kriminalistische Ausbildung“ keineswegs. Vielmehr gehöre dazu „das 
bedingungslose Erfassen der nationalsozialistischen Idee“: 

Die Männer der Staatspolizei müssen daher absolut gleichgerichtet in 
ihrer geistigen Haltung sein. Sie müssen sich als ein kämpferisches Korps 
fühlen. […] Das ist auch der Grund, warum sehr viele Beamte der Staats-
polizei gleichzeitig SS-Führer oder -Männer sind.20 

Als Objekte des Kampfes kämen alle „Gegner der rassischen, volklichen 
und geistigen Substanz unseres Volkes“ in Frage, denn der „Volkskör-
per“ weise „vor allem in Wissenschaft und Geisteswelt jüdische, liberale 
und freimaurerische Infektionsreste“ auf. Aus der Perspektive der „vom 
Nationalsozialismus besetzten Staatsapparatur“ dürfe per Definition 
„Staatsfeind und Volksfeind nicht mehr auseinanderfallen“, denn der 
„Volksfeind versucht uns legal zu bekämpfen, d. h. im Rahmen der for-
malen Gegebenheiten getarnt“.21 

Eine auf diffuse Gesinnungsstraftatbestände abstellende, biologistisch 
erweiterte Feindbestimmung erforderte folglich eine ebenso flexible wie 

19 Himmler, Wesen und Aufgabe der SS und der Polizei (wie Anm. 17), S. 148 u. 156 f., in: IMT, 
Vol. XXIX (wie Anm. 17), S. 219 u. 228 f.

20 Reinhard Heydrich, Die Bekämpfung der Staatsfeinde, in: Deutsches Recht. Zentralorgan 
des National-Sozialistischen Rechtswahrerbundes, 6 (1936), H. 718 vom 15. April, S. 121–123. Der 
Anteil der SS-Mitglieder in den regionalen Stapo-Stellen fiel bis 1936 unterschiedlich aus. Ins-
gesamt kam der Durchdringungsprozess schleppend voran. Vgl.  George C. Browder, Hitler’s En-
forcers. The Gestapo and the SS Security Service in the Nazi Revolution, New York / Oxford 
1996, S. 45 f., 56 f. u. 131. 1944 gehörten circa 18–25 Prozent der 44.000 unteren Chargen der 
Sicherheitspolizei (Gestapo und Kripo) und über 90 Prozent des Führungskorps der SS an. Vgl. 
Jens Banach, Heydrichs Elite. Das Führerkorps der Sicherheitspolizei und des SD 1936–1945,  
3. Aufl., Paderborn u. a. 2002, S. 21 u. 131 f.

21 Heydrich, Die Bekämpfung der Staatsfeinde (wie Anm. 20), S. 121–123. Vgl. zu Heydrichs 
erweiterter Feinddefinition: Michael Wildt, Generation des Unbedingten. Das Führungskorps des 
Reichssicherheitshauptamtes, Hamburg 2002, S. 230 ff.; Robert Gerwarth, Reinhard Heydrich. 
Biographie, 2. Aufl., München 2013, S. 114 ff.
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ausgreifende Strategie der sicherheitspolitischen Praxis. Die Gestapo, 
schrieb ein anderer Vordenker der Sicherheitspolizei, müsse „umfassend 
in ihrer Allzuständigkeit scharf in ihren Machtmitteln, aber elastisch 
gegenüber der lebendigen Entwicklung von Volk und Staat, denen sie 
dient,“ agieren. Daher gehe sie auch „gegen böswillige Nörgler vor […], 
greift also ein gegen alles ‚Staatsgefährliche‘, nicht nur gegen den be-
wussten ‚Staatsfeind‘ im engeren Sinne“.22 

In den Feindkonstruktionen des nationalsozialistischen Verfolgungs-
apparates kamen mithin ältere, aus dem Arsenal der Rassenhygiene 
stammende völkisch-biologistische Denkweisen zum Ausdruck, die mit 
der antisemitischen NS-Doktrin unterfüttert und in Verbindung zur 
politischen Opposition gebracht wurden. Nicht allein politische An-
dersdenkende wurden als „schädliche Elemente“ markiert, sondern 
generell alle Personen mit unerwünschten sozialen oder auch nur men-
talen Abweichungen. Dagegen vorbeugend zu wirken und den bereits 
von Krankheit befallenen Volkskörper zu „heilen“, sei die vordring-
lichste Aufgabe der Polizei.23

Um dem Personal der Sicherheitspolizei derartig biologistische Vor-
stellungen einer nach rassischen und politischen Vorgaben formierten 
Volksgemeinschaft näherzubringen, ordnete Himmler im Februar 1938 
gemeinsame Ausbildungsrichtlinien für die Angehörigen der Sicher-
heitspolizei und des SD an.24 Die weltanschaulichen Schulungen, 
schreibt Stefanie Steinbach, 

verfolgten neben dem Ziel der ideologischen Festigung und Radikali-
sierung immer auch den Zweck, die Vernichtung des Gegners als recht-

22 Alfred Schweder, Politische Polizei. Wesen und Begriff der politischen Polizei im Metternich-
schen System, in der Weimarer Republik und im nationalsozialistischen Staate, Berlin 1937, S. 171 f. 
u. 187.

23 Dazu explizit: Wildt, Generation des Unbedingten (wie Anm. 21), S. 236 ff.
24 Die  bis  dahin  maßgeblichen  preußischen Ausbildungsbestimmungen wurden  dadurch 

hinfällig. Vgl. Wildt, Generation des Unbedingten (wie Anm. 21), S. 257 f.; Banach, Heydrichs 
Elite (wie Anm. 20), S. 268 ff.; Hans-Christian Harten, Die weltanschauliche Schulung der Polizei 
im Nationalsozialismus, Paderborn u. a. 2018, S. 49 f.
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mäßige Handlung erscheinen zu lassen und diese als begründete An-
forderung an die Tätigkeit innerhalb dieser Organisationen zu knüpfen.25

In den Fokus dieser rassenpolitisch-biologistisch ausgerichteten Geg-
nerbekämpfung rückten in erster Linie die gesellschaftlich länger dis-
kriminierten Gruppen, die als „Gemeinschaftsfremde“ aus der NS-
Volksgemeinschaft ausgeschlossen wurden und denen man letztlich das 
Existenzrecht überhaupt absprach. Dabei spielte sicher auch die wohl 
realistische Einschätzung eine Rolle, dass die Mehrheit der Bevölkerung 
Maßnahmen gegen Unangepasste wohl kaum Missfallen entgegenbrin-
gen werde. 

Unter Verweis auf die „Gefährdung der Bevölkerungspolitik und 
Volksgesundheit“ durch die „verhältnismäßig hohe Zahl von Abtreibun-
gen“ sowie die „homosexuelle Betätigung einer nicht unerheblichen 
Schicht der Bevölkerung, in der eine der größten Gefahren für die Ju-
gend liegt, erfordert mehr als bisher eine wirksame Bekämpfung dieser 
Volksseuchen“, ordnete Himmler am 10. Oktober 1936 in einem Ge-
heimerlass die Gründung einer „Reichszentrale zur Bekämpfung der 
Homosexualität und der Abtreibung“ an.26 Formal zugeordnet war die 
Reichszentrale dem Preußischen Landeskriminalpolizeiamt in Berlin. 
Durch die Personalunion des Reichsstellenleiters, Kriminalrat Josef 
Meisinger, gleichzeitig Abteilungschef des Homosexuellendezernats 
(II S 1) im Gestapa, übernahm die Staatspolizei dabei die Regie und 
behielt sie bis Kriegsbeginn.27 Den Informationsstand von Gestapo, 

25 Stefanie Steinbach, Erkennen, erfassen, bekämpfen. Gegnerforschung im Sicherheitsdienst 
der SS, Berlin 2018, S. 32. Vgl. auch Jürgen Matthäus, „Warum wird über das Judentum geschult?“  
Die ideologische Vorbereitung der deutschen Polizei auf den Holocaust, in: Klaus Michael  
Mallmann / Gerhard Paul (Hg.), Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg. „Heimatfront“ und besetztes 
Europa, Darmstadt 2000, S. 100–124, 119 ff.

26 Der Reichsführer SS u. Chef der Deutschen Polizei, Himmler, Geheimerlass vom 10. Okto-
ber 1936 zur Bekämpfung der Homosexualität und der Abtreibung, abgedruckt in: Günter Grau  
(Hg.), Homosexualität in der NS-Zeit. Dokumente einer Diskriminierung und Verfolgung, 
Frankfurt a. M. 1993, Dok. 27, S. 122.

27 Burkhard Jellonnek, Homosexuelle unter dem Hakenkreuz. Die Verfolgung von Homo-
sexuellen im Dritten Reich, Paderborn 1990, S. 122–134. Zur Koordination der Razzien im Re-
gierungsbezirk wurde in der Stapostelle Düsseldorf im Juni 1937 ein Referat II S gebildet, in dem 
sieben Beamte tätig wurden. Von Juni bis November 1936 hatte die Außenstelle Duisburg bereits 
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Kripo und Justiz über Vergehen dieser Art führte die Reichszentrale in 
einen Datenspeicher zusammen, der „homosexuelle Vergehen“ und – 
auf Basis der Informationsübermittlung der Gesundheitsämter – illegal 
vorgenommene Schwangerschaftsabbrüche gleichermaßen erfasste. 

Die Kombination erweiterter Ermittlungs- und Zugriffsmöglichkei-
ten trug zur Systematisierung und Radikalisierung der Verfolgung bei: 
„Beamte aus dem Homosexuellendezernat des Geheimen Staatspolizei-
amtes waren von 1936 bis 1938 reichsweit mit Sonderermittlungsgrup-
pen im Einsatz.“28 Prinzipiell bearbeitete weiterhin die Kriminalpolizei 
die Vergehen aufgrund des sexuellen Missbrauchs von Kindern und 
jugendlichen Schutzbefohlenen einschließlich der Homosexualität 
(§§ 174, 175 und 176 RStGB). Eine Ausnahme bildeten jedoch dies-
bezügliche Vorgänge, denen eine politische Bedeutung zugemessen wer-
den konnte. Dies betraf häufiger katholische Geistliche, deren system-
kritische Einstellungen aktenkundig waren.29 Mit der Begründung, die 
HJ versuche Delikte dieser Art unter Ausschluss der Kriminalpolizei 
nur intern aufzuklären, befasste sich die Gestapo auch mit Homose-
xualität innerhalb des Jugendverbandes. Beispielsweise ging die Stapo-
Außendienststelle Wuppertal gegen einen 24-jährigen Sturmführer des 
HJ-Stammes IV/1/267 in Elberfeld vor, der „sich als stellvertretender 
Leiter des HJ-Lagers Wermelskirchen-Eifgental an Lagerinsassen sittlich 
vergangen hat“.30 Bei einer im Dezember 1938 aufgrund des § 175 

200 Homosexuelle verhaftet. Vgl. ders., In ständiger Furcht. Zur Lebenssituation homosexueller  
Männer in Düsseldorf während der NS-Zeit, in: Anselm Faust (Hg.), Verfolgung und Widerstand 
im Rheinland und in Westfalen 1933–1945, Köln 1992, S. 215–223, 220.

28 Andreas Pretzel, Vom Staatsfeind zum Volksfeind. Zur Radikalisierung der Homosexuellen-
verfolgung im Zusammenwirken von Polizei und Justiz, in: Susanne zur Nieden (Hg.), Homo-
sexualität und Staatsräson. Männlichkeit, Homophobie und Politik in Deutschland 1900–1945, 
Frankfurt a. M. / New York 2005, S. 217–252, 235.

29 In den Ermittlungen gegen den Elberfelder Kaplan Peter Bach wegen „Heimtückereden“ 
unterstellte die Gestapo beispielsweise im Mai 1941, dieser hätte die Annäherungsversuche eines  
befreundeten Kollegen an einen 13-jährigen Schüler gedeckt. Vgl. Landesarchiv NRW, Abteilung 
Rheinland (künftig: LAV NRW, R), RW 58/62385.

30 Staatspolizeistelle Düsseldorf – Außendienststelle Wuppertal, Bericht Kriminalkommissar 
Hufenstuhl vom 10. September 1935, in: LAV NRW, R, RW 58/50239, Bl. 4. Nach Befragung der 
13- bis 14-jährigen Zeugen verurteilte das Landgericht Wuppertal den Angeklagten zu einer Zucht-
hausstrafe von zwei Jahren und neun Monaten.
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durchgeführten Aktion nahm die Kriminalpolizei 94 Personen in Haft, 
darunter „60 HJ-Angehörige, die zum größten Teil die Ernst-Moritz-
Arndt-Schule in Wuppertal besuchen“.31 Die Vorwürfe gegen einen 36-
jährigen Hauptbeschuldigten, der als Kassenrevisor der HJ ihm unter-
stehende Jugendliche „für seine Zwecke gefügig“ gemacht haben soll, 
untersuchte die Gestapo parallel zur Kripo.32

Die Repressionsorgane des NS-Regimes verfolgten Homosexualität 
ausnahmslos, also unabhängig davon, ob es sich um Minderjährige oder 
um einvernehmliche sexuelle Handlungen von Erwachsenen handelte. 
Die Zahl der homosexuellen KZ-Opfer im Nationalsozialismus wird auf 
5.000 bis 15.000 geschätzt, die der Justizgefangenen auf bis zu 100.000.33

Ähnlich restriktiv wurde mit „unnützen“, außerhalb der Volksge-
meinschaft stehenden „Volksschädlingen“ verfahren. Mit Bezug auf den 
von Reichsinnenminister Frick am 14. Dezember 1937 unterzeichneten 
Erlasses über die „Vorbeugende Verbrechensbekämpfung durch die Po-
lizei“ befahl Himmler im März 1938 die Aktion „Arbeitsscheu Reich“. 
Danach waren die örtlichen Wohlfahrts- und Arbeitsämter angehalten, 
identifizierbare „arbeitsscheue Elemente“ der Gestapo zu melden. In der 
Regel waren „Männer im arbeitsfähigen Lebensalter“ betroffen, die 
„nachweisbar in zwei Fällen die ihnen angebotenen Arbeitsplätze ohne 
berechtigten Grund abgelehnt oder die Arbeit zwar aufgenommen, aber 
nach kurzer Zeit ohne stichhaltigen Grund wieder aufgegeben haben“. 
Im Zuge der vom 21. bis zum 30. April 1938 durchgeführten „Aktion 
Arbeitsscheu Reich“ wiesen die Staatspolizeistellen etwa 2.000 „Schutz-
häftlinge“ in das KZ Buchenwald ein.34 Im Mai / Juni wurde die von 
der Gestapo-Führung koordinierte „rassische Generalprävention“ gegen 

31 Staatspolizeistelle Düsseldorf – Außendienststelle Wuppertal, Bericht Kriminalassistent 
Friedhelm Schüttler vom 16. Januar 1939 an die Staatspolizeistelle Düsseldorf, in: LAV NRW, R, 
RW 58/17080, Bl. 3.

32 Ebd. Die Gestapo nahm den beschuldigten Bannführer der HJ am 1. Dezember 1938 in Haft. 
Das Landgericht Wuppertal fällte am 30. Juni 1939 ein Urteil von vier Jahren Zuchthaus mit an-
schließender Sicherheitsverwahrung.

33 Burkhard Jellonnek, Staatspolizeiliche Fahndungs- und Ermittlungsmethoden gegen Homo-
sexuelle.  Regionale  Differenzen und Gemeinsamkeiten,  in:  Gerhard Paul / Klaus-Michael 
Mallmann (Hg.), Die Gestapo. Mythos und Realität, 2. Aufl., Darmstadt 2003, S. 343–356, 356.
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soziale Randgruppen im Rahmen der „Juni-Aktion“ wiederholt und 
dabei auf das Gebiet des angeschlossenen Österreichs – diesmal unter 
Einbeziehung von Juden – ausgedehnt. Zum Jahresende befanden sich 
unter den 12.921 in „polizeilicher Vorbeugungshaft“ in den Konzentra-
tionslagern eingesperrten Häftlingen 8.892 „Asoziale“.35

Das Reichssicherheitshauptamt 
Zentralinstanz der Sicherheitspolizei

Kurz vor Kriegsbeginn legte Heydrich die künftigen Arbeitsschwer-
punkte zur „Entlastung der Geheimen Staatspolizei“ fest. Demzufolge 
hatten sich „die vorhandenen Kräfte“ vorrangig „auf die wichtigsten 
Sachgebiete […], insbesondere die Bekämpfung des Hoch- und Landes-
verrats und der Sabotage zu konzentrieren“.36 Am Tag des Überfalls auf 
Polen schob Heydrich die „Grundsätze der inneren Staatssicherung 
während des Krieges“ nach, in der sich schon die spätere Vernichtungs-
programmatik ankündigte: „Jeder Versuch, die Geschlossenheit und den 
Kampfeswillen des deutschen Volkes zu zersetzen, ist rücksichtslos zu 
unterdrücken.“ Dazu waren die  Staatspolizei[leit]stellen aufgefordert, 
nach der Einsichtnahme der bei „den SD-Unterabschnitten vorhande-
nen Unterlagen“, durch „Befragungen der örtlichen Parteidienststellen“ 
und „Vernehmung geeigneter Gewährspersonen“ alle „verdächtigen Per-
sonen in jedem Fall festzunehmen“. Anschließend sei „unverzüglich 
dem Chef der Sicherheitspolizei Bericht zu erstatten, […], da gegebe-
nenfalls auf höhere Anweisung brutale Liquidierung solcher Personen 
erfolgen wird“.37

34 Wolfgang Ayaß, „Asoziale“ im Nationalsozialismus, Stuttgart 1995, S. 140–147. Für die Ver-
folgung von „Berufs- und Gewohnheitsverbrechern“ sowie „Asozialen“ war formal die Kriminal-
polizei zuständig. Himmler war jedoch zu diesem Zeitpunkt der Auffassung, dass dessen Apparat 
für eine reichsweite Aktion noch nicht imstande war. 

35 Ebd., S. 171. Ein Jahr später waren es von 12.221 noch 8.212 Personen. Vgl. ebd.
36 Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD, Heydrich, Erlaß vom 31. August 1939, in: 

BArch, R 58/243, Bl. 276 f.
37 Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD, Heydrich, Rundschreiben vom 3. September 

1939, in: BArch, R 58/243, Bl. 202–204.
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Quelle: SHAEF, The German Police, Annex (wie Anm. 56)
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Heydrichs Direktive vorausgegangen waren konzeptionelle Ausein-
andersetzungen in  der Führungsebene des  SD über  eine „straffe 
organisatorische Zusammenfassung der Sicherheitspolizei  und des 
Sicherheitsdienstes“ unter dem Dach eines – wie es zuletzt hieß – 
„Reichssicherheitshauptamtes“ (RSHA). Unter dem Dach einer solchen 
Einrichtung sollten das Geheime Staatspolizeiamt, das Reichskriminal-
polizeiamt und das Sicherheitshaupthaupt als „Reichsfachzentralen“ 
weiterbestehen.38 Aus den Kommandoführern der in Polen im Zuge der 
„völkischen Flurbereinigung“ (so Adolf Hitler am 7. September 1939) 
mordenden Einsatzgruppen rekrutierten sich Teile des Leitungsperso-
nals im RSHA: „Die Massenmordpraxis in Polen im Herbst 1939 stellte 
damit den eigentlichen Gründungsakt des Reichssicherheitshauptamtes 
dar.“39 Das auf Befehl Himmlers mit Wirkung zum 1. Oktober 1939 ge-
gründete RSHA fasste – wie von Heydrich bezweckt – das Hauptamt 
Sicherheitspolizei,  das Sicherheitshauptamt des Reichsführers SS,  das 
Geheime Staatspolizeiamt und das Reichskriminalpolizeiamt zusammen.40 
Insgesamt waren im RSHA sechs Ämter nebeneinandergestellt:

Amt I Organisation, Verwaltung, Recht (SS-Brigadeführer 
Ministerialdirigent Dr. Best)

Amt II Gegnererforschung (SS-Standartenführer Dr. Six)

Amt III Deutsche Lebensgebiete (SD-Inland) (SS-Standartenführer 
Ohlendorf)

38 Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD, Heydrich, Anordnung vom 5. Juli 1939 betr. 
Neuorganisation der Sicherheitspolizei und des Sicherheitsdienstes, in: BArch, R 58/826, Bl. 208.

39 Wildt, Generation des Unbedingten (wie Anm. 21), S. 485. Als Amtschef I im RSHA plante, 
organisierte und lenkte Best den Einsatz der aus Einheiten der Gestapo, Kripo und des SD ge -
bildeten fünf Einsatzgruppen, die – unter Tatbeteiligung des „Volksdeutschen Selbstschutzes“ – bis 
zum Frühjahr ca. 21.000 Angehörige der „polnischen Intelligenz“, vor allem Juden, liquidierten. 
Vgl. Ulrich Herbert, Best. Biographische Studien über Radikalismus, Weltanschauung und Vernunft,  
1903–1989, Bonn 1996, S. 234–249.

40 Der Reichsführer SS und Chef der deutschen Polizei, Himmler, Befehl vom 27. September 
1939, in: BArch, R 58/240, Bl. 1 f.; abgedruckt in: IMT, Vol. XXXVIII, Nürnberg 1949 (wie 
Anm. 15), S. 102 ff.
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Amt IV Gegnerbekämpfung (Gestapo) (SS-Oberführer 
Reichskriminaldirektor Müller)

Amt V Kriminalpolizei (SS-Oberführer 
Reichskriminaldirektor Nebe)

Amt VI SD-Ausland (SS-Brigadeführer Jost)

Das Amt I wurde aus dem Amt Verwaltung und Recht des Hauptamtes 
Sipo, aus dem Amt I des SD-Hauptamtes (ohne I/3), der Abteilung I 
des Gestapa und der Abteilung IV des Gestapa gebildet; Amt II aus den 
Abteilungen II/1 (Gegnerforschung) und I/3 des SD-Hauptamtes unter 
dem Amtschef Six; Amt III aus der Abteilung II/2 (Deutsche Lebens-
gebiete) des SD-Hauptamtes mit etwa 300 Mitarbeitern; Amt IV aus 
dem Amt Politische Polizei der Sicherheitspolizei sowie aus den Abtei-
lungen II und III des Gestapa, Amt V aus dem Amt Kriminalpolizei des 
Hauptamtes Sicherheitspolizei und dem Reichskriminalpolizeiamt (mit 
410 Mitarbeiter/innen); Amt VI aus dem Amt II (Auslandsnachrichten-
dienst des SD-Hauptamtes).41 Im Winter 1939/40 erfolgte eine Neu-
ordnung der Verwaltungsstruktur des RSHA-Amtes I. Zu den vom 
Gestapa eingebrachten neun Verwaltungsreferaten sowie den acht des 
Hauptamtes Sicherheitspolizei kamen 21 neue Referate.42 Zusätzlich 
hinzu kam das im Frühjahr 1941 aus dem Amt II hervorgegangene 
Amt VII „Weltanschauliche Forschung und Auswertung“, das mit sei-
nen vierzig bis sechzig Mitarbeitern keine wesentliche Bedeutung be-
saß.43

41 Hans Buchheim, Die SS – das Herrschaftsinstrument, in: ders., Anatomie des SS-Staa-
tes, Bd. 1, 3. Aufl., München 1982, S. 13–212, S. 67 f.; ausführlich dazu: Wildt, Generation des 
Unbedingten (wie Anm. 21), S. 285–415. 

42 Wildt, Generation des Unbedingten (wie Anm. 21), S. 288 f.
43 Das dem SS-Standartenführer Dr. Alfred Six (1909–1975) unterstehende Amt VII im RSHA 

fungierte als Sammel- und Auswertungsstelle erbeuteter Archiv- und Bibliotheksbestände, konzi-
pierte aber auch antisemitische Studien. Angehörige des Amtes VII nahmen als „Vorkommando 
Moskau“ im Sommer 1941 an Erschießungen der Einsatzgruppe B im Raum Smolensk teil. Vgl. Jörg  
Rudolph, „Sämtliche Sendungen sind zu richten an …“ Das RSHA-Amt VII „Weltanschauliche 
Forschung erbeuteter Archive und Bibliotheken, in:  Michael Wildt (Hg.), Nachrichtendienst, 
politische Elite und Mordeinheit. Der Sicherheitsdienst des Reichsführers SS, Hamburg 2003, 
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Im RSHA waren parteiamtliche und staatliche Komponenten zu einer 
Institution neuen Typs zusammengefügt: 

Das RSHA bildete den theoretischen wie praktischen Kristallisations-
punkt einer spezifisch nationalsozialistischen Exekutive, die ihre Auf-
gaben politisch verstand, ausgerichtet auf ‚rassisch Reinhaltung‘ des 
Volkskörpers sowie die Abwehr oder Vernichtung der völkisch definierten 
Gegner, losgelöst von juristischen Beschränkungen, in ihren Maßnahmen 
allein der im ‚Führerwillen‘ zum Ausdruck kommenden Weltanschauung 
verpflichtet.44 

Mit der unter dem Dach des RSHA konzentrierten Weltanschauungs-
polizei war jenes Konzept einer politischen „kämpfenden Verwaltung“ 
realisiert, das Heydrich vorgeschwebt hatte: Einerseits im Status einer 
Ministerialbehörde eingebunden in die innere Verwaltungsstruktur des 
Staates  und andererseits  als  SS-Hauptamt zugleich Teil  der  Partei. 
Eine Institution, in der sich die Kompetenzen der staatlichen Innen-
verwaltung, der Wehrmacht und der NSDAP vereinten. Im Kern 
ein „Staatsschutzkorps“ „zur Durchsetzung eines rassistischen Neu-
ordnungsprogramms“,  bestehend  aus  einer  Avantgarde  politischer 
Weltanschauungskämpfer.45 Das RSHA war indes, zumindest was die 
Quantität ihrer Personalausstattung anbelangt, keine Superbehör-
de.  Im Rechnungsjahr 1940 waren dem RSHA insgesamt rund 3.400 
Personalstellen zugeordnet, davon 1.793 Personalstellen dem Amt IV, 
dem Geschäftsbereich der Gestapo im RSHA.46

S. 204–240; Lutz Hachtmeister, Der Gegnerforscher. Die Karriere des SS-Führers Franz Alfred 
Six, München 1998; ders., Von Hexenforschern und Kulturplünderern. Das obskure Amt VII des 
Reichssicherheitshauptamtes, in: Michael Wildt (Hg.), Das Reichssicherheitshauptamt. NS-Terror-
Zentrale im Zweiten Weltkrieg (= Topographie des Terrors. Notizen, Bd. 13), Berlin / Leipzig 
2019, S. 119–139.

44 Michael Wildt, Radikalisierung und Selbstradikalisierung 1939. Die Geburt des Reichssicher-
heitshauptamtes aus dem Geist des völkischen Massenmords, in: Klaus Michael Mallmann / Ger-
hard Paul (Hg.), Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg. „Heimatfront“ und besetztes Europa, 
Darmstadt 2000, S. 11–41, 15.

45 Gerhard Paul, „Kämpfende Verwaltung“. Das Amt IV des Reichssicherheitshauptamtes als 
Führungsinstanz der Gestapo, in: Paul / Mallmann (Hg.), Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg 
(wie Anm. 24), S. 42–81, S. 44 f.
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In der Praxis besaß die zentrale Repressionsbürokratie des RSHA ein 
außerordentlich hohes Maß an Flexibilität. Dadurch war es ihr möglich, 
ohne umständliche administrative Prozeduren die zur Umsetzung der 
politischen Ziele des Regimes erforderlichen Um- und Neuorganisa-
tionen reibungslos vorzunehmen. Zur Durchführung vielfältiger Zweck-
programme, wie der Verfolgung der Opposition, einer umfassenden 
Überwachung der Gesellschaft im Reich, der geheimdienstlichen Usur-
pation der annektierten Gebiete, der Lenkung der Mordaktionen der 
Einsatzgruppen im Osten und der Koordination der Vernichtung der 
europäischen Juden, wäre ein starres Verwaltungsprinzip funktional un-
geeignet gewesen.47 

Um diese Aufgabenvielfalt auf dynamische Weise zu bewerkstelligen, 
wurden „militärische und behördenmäßige Formen der Organisation 
und der Arbeitsweise“ miteinander kombiniert. Die Funktionselite des 
RSHA glaubte sich im „ersten Entwicklungsstadium des nationalsozia-
listischen Staates“. Daher müssten neue Wege beschritten werden: „Eine 
gewisse Unklarheit und Unübersichtlichkeit“, wie es der SD-Chefideo-
loge Best formulierte, war dabei eine eher beabsichtigte als unerwünsch-
te Begleiterscheinung. Freiräume bei der Umsetzung der Aufgaben und 
eine gewisse Indifferenz der daran Beteiligten könne „sich taktisch eher 
zum Vorteil als zum Schaden auswirken“, denn: „Wir müssen unsere 
Organisation und unsere Tätigkeit und unser Denken und Wollen be-
weglich und offen halten für alle Möglichkeiten und Notwendigkeiten, 

46 Von den für die Jahre 1941/42 eingeplanten Aufstockungen auf 1.939 bzw. 2.099 Stellen konn-
ten lediglich 80 Prozent umgesetzt werden. Der Personalbestand des Amtes IV blieb rückläufig 
und betrug 1944 noch ca. 1.300 Mitarbeiter. Vgl. Gerhard Paul, Führungsinstanz der Gestapo. Das 
Amt IV des Reichssicherheitshauptamtes, in: Wildt (Hg.), Das Reichssicherheitshauptamt (wie 
Anm. 43), S. 53–72, 62.

47 Dass nach „normalen“ Ordnungsprinzipien geregelte Organisationen im NS-System wie 
u. a. das RSHA als Gewaltorganisationen funktionieren, wird aus der Sicht der systemtheoretischen 
Soziologie einerseits mit einem wirksam ideologischen „Konditionalprogramm“ des Personals und 
andererseits mit der Ausdifferenzierung von vielfältigen „Zweckbindungen“ bei der Umsetzung 
der oft widersprüchlichen „Zweckprogramme“ – etwa bei der Vernichtung der Juden – erklärt. 
Stefan Kühl, Ganz normale Organisationen. Zur Soziologie des Holocaust, Berlin 2014, S. 302 f.
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die die Zukunft bringt.“48 Dass sich dabei – analog der vielfältigen Auf-
gabenstellungen – die organisatorischen Schwerpunkte und damit die 
Hierarchien im Verfolgungsapparat entsprechend der Repressionskon-
junkturen und Vernichtungsprogrammen änderten, war eine unumgäng-
liche Begleiterscheinung des bürokratisierten Terrors.

Der institutionellen Verzahnung des staats- und kriminalpolizeilichen 
Verfolgungsapparates mit dem Nachrichtendienst der Partei, dem SD, 
dienten die Ende September 1936 geschaffenen Inspekteure der Sicher-
heitspolizei (IdS). Im Rahmen der Reorganisation der Polizeistrukturen 
fungierten die IdS als Medium, das die Zentralisierung der Sicherheits-
polizei auf regionaler Ebene umsetzte. Unter Umgehung des regulären 
Dienstwegs der inneren Verwaltung wurden ihre Aufgaben ausnahmslos 
von den SD-Abschnittsführern ausgeübt. Erwartet wurde von den IdS, 
dass sie die internen Koordinationsschwierigkeiten zwischen den 
Dienststellen der Sicherheitspolizei beseitigten und auf diese Weise 
sowohl eine engere Verbindung von Staats- und Kriminalpolizei als auch 
eine Zusammenarbeit mit der inneren und allgemeinen Verwaltung, mit 
NSDAP und Wehrmacht gewährleisteten. Sicherlich mit Absicht waren 
die Weisungsbefugnisse in ihrer Aufgabenstellung nicht näher definiert. 
Hauptsächlich nahmen die IdS Aufsichts- und Bündelungsfunktionen 
wahr, erledigten aber auch Inspektionstätigkeiten der Sicherheitspolizei 
und kümmerten sich außerdem um eine SS-mäßige Schulung des Per-
sonals.49 Im Rahmen der Reichsverteidigung war ihnen außerdem im 
Mobilmachungsfall die Einsatzabstimmung zwischen Kripo, Gestapo 
und SD zugedacht. Einen substanzielleren Stellenwert bekamen die IdS 
erst während des Krieges. Ab 1941/42 wurden sie direkt mit den büro-
kratischen Strukturen des sicherheitspolitischen Apparats verschaltet. 
Und seit dem 12. Juni 1941 wurden den IdS auch im Reichsgebiet er-

48 Werner Best, Der Aufbau der Sicherheitspolizei und des SD einschließlich des Reichssicher-
heitshauptamtes unter besonderer Berücksichtigung der Stellung und der Aufgaben der Inspek-
teure der Sicherheitspolizei und des SD (= Vortrag von Brigadeführer Dr. Best auf der Arbeitstagung 
mit den höheren SS- und Polizeiführern und den Inspekteuren der Sicherheitspolizei und des SD in  
Berlin am 29. Januar 1940), S. 21, in: BArch, R 58/243, Bl. 253.

49 Vgl. dazu Harten, Die weltanschauliche Schulung der Polizei (wie Anm. 24), S. 50 ff.

30



FORSCHUNG / RESEARCH

weiterte Leitungsfunktionen in ihrer Beziehung zu den Staatspolizeileit-
stellen sowie – seit dem 22. Januar 1942 – ebenfalls zu den Kriminal-
polizeileitstellen übertragen.50

In den okkupierten Gebieten kamen keine IdS zum Einsatz. Statt-
dessen wurden dort Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD (BdS) 
eingesetzt. Im Unterschied zu den IdS erfüllten die BdS keine Auf-
sichtsfunktionen, sondern besaßen die Befehlsgewalt über Gestapo, 
Kriminalpolizei und SD. Strukturell glichen die BdS dem RSHA; dem-
zufolge wurden sich auch als „mobiles RSHA“ oder „RSHA im Klei-
nen“ bezeichnet. Deren Auftrag „war die Exekution einer unerbittlichen 
Strafpolitik, die zum einen eine Befriedung und Ausbeutung der Res-
sourcen des eroberten Raumes für die deutsche Kriegsanstrengungen 
garantieren, zum anderen die Rasse- und Vernichtungspolitik der SS rea-
lisieren sollte“.51 Dazu waren den BdS auf der unteren regionalen Ebene 
die Kommandeure der Sicherheitspolizei und des SD (KdS) nachge-
ordnet.

Weitergehende Vollmachten bei der Zusammenführung von Polizei 
und SS und größere Befugnisse insgesamt hatten die im November 1937 
geschaffenen Höheren SS- und Polizeiführer (HSSPF), die – wie die 
IdS – für die (damals) zunächst zwölf Wehrkreise im Reich zuständig 
waren.52 Ohne selbst über einen nennenswerten Apparat zu verfügen, 
unterstanden dem Befehl der „kleinen Himmler“ die Inspekteure der 
Ordnungs- und Sicherheitspolizei sowie die Befehlshaber der SS-Ober-
abschnitte; in den einzelnen Wehrkreisen jeweils bis zu 200.000 SS-
Leute. Als regionale Vertreter des Reichsführers SS wurden die HSSPF 
nicht nur von den staatlichen Stellen, sondern auch von den SS-Haupt-
ämtern misstrauisch beäugt. Während sich die HSSPF im Reichsgebiet 
vorerst noch mit den Beharrungstendenzen der bestehenden Verwal-

50 Banach, Heydrichs Elite (wie Anm. 20), S. 175–192.
51 Michael Foedrowitz, Auf der Suche nach einer besatzungspolitischen Konzeption. Der Be-

fehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD im Generalgouvernement, in: Paul / Mallmann (Hg.), 
Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg (wie Anm. 44), S. 340–361, 340 f.

52 Vgl. Hans Buchheim, Die Höheren SS- und Polizeiführer, in: Vierteljahrshefte für Zeit-
geschichte, 11 (1963), H. 4, S. 364–391. 
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tungsstrukturen auseinandersetzen mussten, hatten sie vor allem in den 
annektierten Gebieten im Osten eine größere Bewegungsfreiheit – vor 
allem was ihre Rolle bei Ermordung der Juden anbetraf. Nach Kriegs-
beginn wurden die HSSPF den Militärbefehlshabern der besetzten Terri-
torien beigestellt, wo sie den BdS die Richtlinien für die Strafpolitik 
vorgaben.53 Als sich im letzten Kriegsjahr der Zusammenbruch des Re-
gimes abzeichnete, erlangten die HSSPF auch im Reich eine ähnliche 
Machtfülle wie in den eroberten Gebieten.54

Amt IV: Das Gestapo-Ressort im RSHA

Im RSHA-Amt IV waren die Exekutivabteilungen des Geheimen 
Staatspolizeiamts integriert. Daher wurde die Bezeichnung Gestapa im 
Geschäftsverkehr in exekutiven Angelegenheiten beibehalten.55 Das 

53 Nominell waren den HSSPF in den „rückwärtigen Heeresgebieten“ die dort mordenden „SS- 
und Polizeitruppen und Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei unterstellt“. Erlaß des Reichs-
führers SS vom 21. Mai 1941: Sonderauftrag des Führers, in: Andrej Angrick / Klaus-Michael 
Mallmann / Jürgen Matthäus / Martin Cüppers (Hg.), Deutsche Besatzungsherrschaft in der 
UdSSR 1941–1945. Dokumente der Einsatzgruppen in der Sowjetunion, Darmstadt 2014, Dok. 2, 
S. 29. Tatsächlich wurden die HSSPF direkt durch das RSHA geführt. Jörn Hasenclever, Wehrmacht 
und Besatzungspolitik in der Sowjetunion. Die Befehlshaber der rückwärtigen Heeresgebiete 
1941–1943, Paderborn u. a. 2010, S. 165 f.

54 Ruth Bettina Birn, Die Höheren SS- und Polizeiführer. Himmlers Vertreter im Reich und in 
den besetzten Gebieten, Düsseldorf 1986; Thomas Köhler, Himmlers verlängerter Arm in Rheinland 
und Westfalen. Die Höheren SS- und Polizeiführer, in: Carsten Dams / Klaus Dönecke / Thomas  
Köhler (Hg.), „Dienst am Volk“? Düsseldorfer Polizisten zwischen Demokratie und Diktatur,  
Frankfurt a. M. 2007, S. 203–233.

55 Die Bezeichnung „Geheimes Staatspolizeiamt“ sollte nur bei Maßnahmen aufgrund der 
Reichstagsbrandverordnung vom 28. Februar 1933 sowie bei Schutzhaftbefehlen, bei der Bearbei-
tung von Anzeigen und Gerichtsakten, bei Vorladungen und Leumundsauskünften verwandt 
werden. Die Bezeichnung „Reichskriminalpolizeiamt“ war sämtlichen Vorgängen und Maßnahmen 
der Reichszentralen im Rahmen von Ermittlungs-, Strafverfahren usw., im Rahmen der Arbeiten 
des Kriminaltechnischen Instituts, bei der vorbeugenden Verbrechensbekämpfung, bei der Er-
stattung kriminalbiologischer Gutachten vorbehalten. Die Bezeichnungen „Der Chef der Sicher-
heitspolizei und des SD“ oder „Reichsführer SS und Chef der Deutschen Polizei im Reichsmi-
nisterium des Innern“ sollten nur im Geschäftsverkehr mit über- und gleichgeordneten oder  
außenstehenden Behörden in generellen Angelegenheiten, bei Maßnahmen kriminalpolizeilicher 
Art von grundsätzlicher oder besonderer Bedeutung, bei Entscheidungen im Rahmen der vor-
beugenden Verbrechensbekämpfung und in Beschwerde- wie Dienstaufsichtsangelegenheiten 
Verwendung finden. In allen übrigen Fällen, so Heydrich, sei ausschließlich die Bezeichnung  
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Amt IV war die für die Staatspolizei[leit]stellen zuständige Zentralin-
stanz. In den nachgeordneten 54 Staatspolizei[leit]stellen des Gestapa 
waren 1937 im Reich etwa 7.000 Beamte beschäftigt. Unter quantitati-
ven Gesichtspunkten betrachtet, war dieser Personalbestand – in 
Anbetracht einer Wohnbevölkerung von rund 68 Millionen – gering 
dimensioniert: Statistisch entfielen auf einen Gestapo-Angehörigen 
rund 9.700 Einwohner/innen. Infolge der Abordnungen zum „sicher-
heitspolizeilichen Einsatz“ verschob sich das Verhältnis im Krieg zu-
gunsten der angegliederten, annektierten oder besetzten Gebiete. Auf 
dem Territorium des „Altreichs“ (Grenzen von 1937) wurde die Zahl 
der Staatspolizei[leit]stellen bis September 1941 durch Schließungen 
beziehungsweise Zusammenlegungen auf 41 reduziert. Zu diesem Zeit-
punkt waren hier 7.677 Gestapo-Mitarbeiter für 70,2 Millionen Men-
schen zuständig. Das nominale durchschnittliche Observierungsver-
hältnis sank dadurch auf 1 : 9.134, mit deutlichen Unterschieden bei 
den regionalen Gewichtungen. Im Leitstellenbezirk Düsseldorf betrug 
das Verhältnis beispielsweise 1 : 11.992. Einschließlich der „Ostmark“ 
(bis 1938 Österreich), dem Sudetenland sowie dem Protektorat Böh-
men und Mähren mit einer Bevölkerung von zusammengenommen 86,6 
Millionen Menschen, waren zu diesem Zeitpunkt 10.882 Gestapo-Mit-
arbeiter in 52 Staatspolizei[leit]stellen beschäftigt. Dazu kamen etwa 
4.000 Bedienstete in den okkupierten Ländern West-, Nord-, Ost- und 
Südosteuropas. Insgesamt steuerten im Krieg rund 1.650 Mitarbeiter des 
RSHA-Amtes IV von Berlin aus 67 Staatspolizei[leit]stellen, die eine 
Bevölkerung von 110,3 Millionen Menschen überwachten. Davon be-
fanden sich 26 Staatspolizeistellen (= 38,8 Prozent) außerhalb der 
Reichsgrenzen von 1937. In der zweiten Kriegsphase wurde die Perso-
nalstärke durch die Aufnahme von fachlich nicht ausgebildeten Hilfs-
kräften aufgestockt. Infolgedessen stieg die Zahl von Ende August 1942 
18.115 Mitarbeiter/innen auf 31.374 Anfang 1944.56 

„Reichssicherheitshauptamt“ zu gebrauchen. Chef der Sicherheitspolizei u. d. SD vom 14. Dezem-
ber 1939 an die Amtschefs des RSHA, in: BArch, R 58/240, Bl. 24 f.

56 Insgesamt gehörten der Sicherheitspolizei und dem SD zu diesem Zeitpunkt 50.668 Personen 
an, davon 12.792 bei der Kripo und 6.482 beim SD. Banach, Heydrichs Elite (wie Anm. 20), S. 20. 
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Mit der schrittweisen Ausweitung des Personalbestands war die Vor-
aussetzung für eine strukturelle Ausfächerung des Verfolgungsapparats 
geschaffen. Mitte 1944 führte das Amt IV Gestapo im RSHA im 
Deutschen Reich (einschließlich der als formal autonomen Verwal-
tungseinheit „Protektorat Böhmen und Mähren“ okkupierten Tsche-
choslowakei) 21 Staatspolizeileitstellen und 30 selbstständige Staats-
polizeistellen,  denen zusammen 236 Außendienst-  und Nebenstellen 
unterstellt waren; dazu kamen 70 Staatspolizei-und Grenzpolizei-Kom-
missariate, die ihrerseits über 213 Grenzposten verfügten.57 Mit einem 
relativ geringen Personalstamm war somit eine flächendeckende Präsenz 
bis in die mittleren Großstädte gewährleistet. Sofern es sicherheits-
politische oder kriegswirtschaftliche Gründe erforderlich machten, wur-
den auch Kleinstädte mit Nebenstellen ausgestattet. Dadurch konnte 
insgesamt flexibel disponiert und das Netz punktuell verdichtet wer-
den. Strukturelle Schwerpunktverlagerungen wurden außerdem durch 
Höher- oder Herabstufungen der Standorte vorgenommen, etwa mittels 
der Suspendierung von Staatspolizeistellen und deren Umwandlung zu 
Außendienststellen oder durch eine Neuzuordnung von Dienststellen 
in andere Leitstellenbezirke. Dort, wo die Staatspolizei über keine eige-

Zur Personalausstattung der Gestapo vgl. Elisabeth Kohlhaas, Die Mitarbeiter der regionalen Staats-
polizeistellen. Quantitative und qualitative Befunde zur Personalausstattung der Gestapo, in:  
Paul / Mallmann (Hg.), Die Gestapo. Mythos und Realität (wie  Anm. 33), S. 219–235, 222 ff.; 
Klaus Michael Mallmann / Gerhard Paul, Die Gestapo. Weltanschauungsexekutive mit gesellschaft-
lichem Rückhalt, in: dies. (Hg.), Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg. „Heimatfront“ und besetztes 
Europa, Darmstadt 2000, S. 599–650, S. 620 ff. Unterstützend waren der Sicherheitspolizei 6.025 
ehrenamtlich tätige „Parteigenossen“ abgestellt, davon 4.850 den 51 Staatspolizei[leit]stellen im 
Reich sowie 225 den BdS in Metz und Straßburg, weitere 950 den acht KdS in den östlichen  
Okkupationsgebieten (Stand August 1944). Supreme Headquarters Allied Expeditionary Force 
Evaluation and Dissemination Section, G-2 (Counter Intelligence SUB-Division), The German 
Police. Prepared jointly by M.I.R.S. (London |Branch) and E.D.S. in Consultation with the War  
Office (M.I. 14(d)), o. O. (London), April 1945, Annex F22. 

57 Nach den Angaben zusammengestellt aus ebd., Annexe F6, F11, F17 u. F19. Diese Auf-
listung dokumentiert den genauen Kenntnisstand, den die westalliierten Geheimdienste in der 
letzten Kriegsphase über die Konzeption und den Aufbau des Polizeiapparates im NS-Staat besaßen.  
Verzeichnet sind hier u. a. die Zuständigkeitsbereiche der übergeordneten Stapo-Stellen, deren 
Anbindung an die Befehlshaber der Sicherheitspolizei und des SD; dazu die Adressen sämtlicher 
Einrichtungen nebst Telefonnummern sowie die Namen ihrer jeweiligen Leiter einschließlich jener 
besonderer Beamter der unteren Ebenen.
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nen Dienststellen verfügte, war ihr die uniformierte Ordnungspolizei 
zur tätigen Amtshilfe verpflichtet. In den Städten mit und in den Ge-
meinden ohne staatliche Polizeiverwaltungen war sie der Schutzpolizei 
weisungsbefugt; in den ländlichen Ortschaften der Gendarmerie. Zu-
mindest mittelbar war der repressive Zugriff lückenlos.

Zur Steuerung des Apparates bediente sich das Gestapa beziehungs-
weise das Amt IV des RSHA (ab September 1939) einer Reihe von In-
strumenten: Zum einen verfolgte sie eine aktive Personal- und Informa-
tionspolitik. Durch die Entscheidungsgewalt über die Besetzungen der 
leitenden Positionen „regierte das Amt IV […] unmittelbar in die regi-
onalen Dienststellen hinein“.58 

Zum anderen behauptete das RSHA-Amt IV das Informations- und 
Deutungsmonopol in den Fragen der Sicherheit. Mittels ihrer bürokra-
tischen Regelungs- und Richtlinienkompetenz bestimmte es über die 
Gegnerdefinition. Ihre handlungsleitenden Kursvorgaben setzten die 
Prioritäten der Verfolgungskonjunkturen im Reich. Durch ihr Vorrecht, 
jeweils auf Antrag Schutzhaftbefehle auszustellen und „verschärfte Ver-
nehmungen“ oder „Sonderbehandlungen“ anzuordnen, konnte das 
Amt IV gewissermaßen den Abschreckungsterror vor Ort fernsteuern.59 
Außerdem ließ sich die Zentrale in Berlin fortlaufend über alle Vor-
gänge im Reich informieren. Dazu forderte das Gestapa eine monatliche 
Lageberichterstattung sowie regelmäßige Ereignismeldungen und Tages-
rapporte der Staatspolizei[leit]stellen ein, aus denen es eine eigene In-
formationspolitik ableitete.60 

58 Paul, „Kämpfende Verwaltung“ (wie Anm. 45), S. 59.
59 Ebd. 
60 Ein Erlass Heydrichs vom 2. April 1936 beendete die monatliche Lageberichterstattung der 

Gestapo. Stattdessen ordnete er am 30. Oktober 1936 die Ablieferung von Tagesmeldungen an. 
Vgl. Reiner Eckert, Gestapo-Berichte. Abbildungen der Realität oder reine Spekulation?, in:  
Paul / Mallmann (Hg.), Die Gestapo. Mythos und Realität (wie Anm. 33), S. 200–215, 202. 
Während den Aussagen über die Wirtschafts- und Sozialpolitik in den Gestapo-Berichten eine 
gewisse Authentizität zukam, bot ihre Gegnerberichterstattung – aufgrund subjektiver Verzerrun-
gen bei der Quellenerhebung sowie des ideologiebedingten Reduktionsniveaus – ein weniger rea-
listisches Abbild der Verhältnisse im NS-Staat.
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Als Impulsgeber und Schrittmacher der Verfolgung agierte das 
Amt IV aber auch selbst, indem es „Fliegende Kommandos“ und „Son-
derkommissionen“ (SK) einsetzte, die umfängliche Fahndungs- und 
Verhaftungsaktionen einleiteten, gegebenenfalls Grenzsperren veran-
lassten, Aufrufe zur Unterstützung der Maßnahmen an die Bevölkerung 
richteten oder Belohnungen aussetzten. Sowohl die lokalen Außen-
dienst- als auch die regionalen Staatspolizei[leit]stellen waren gegebe-
nenfalls verpflichtet, dazu ihre personellen Ressourcen bereitzustel-
len61 – etwa der „Zentralkommission Anschlag München“ nach dem 
Attentat des Tischlers Georg Elser auf Hitler vom 9. November 1939, 
der im August 1941 zur Aufdeckung des Widerstandsnetzes um Harro 
Schulze-Boysen und Arvid Harnack gebildeten „SK Rote Kapelle“, der 
„SK Nationalkomitee Freies Deutschland“, die im Herbst 1942 reichs-
weit nach der kommunistischen Widerstandsgruppe um Saefkow, Jacob 
und Bästlein fahndete, oder der nach dem Anschlag auf Hitler eingesetz-
ten „SK 20. Juli“, die im August 1944 die reichsweite „Aktion Gitter“ 
beziehungsweise „Gewitter“ auslöste, bei der etwa 600 Personen verhaf-
tet wurden.62 

Aus politischen Gründen oder – nach der Auswertung der regionalen 
Berichterstattung – auch ereignisbezogen, initiierte das Gestapa außer-
dem eine Reihe von reichsweiten Aktionen. Zum Beispiel Ende August 
1936 eine Verhaftungswelle gegen die verbotene „Internationale Bibel-
forschervereinigung“ (IBV, auch: Zeugen Jehovas), bei der den Stapo-
Stellen bis Ende September über 1.000 Anhänger/innen der IBV in die 
Hände fielen.63 Aufgrund ebenso vager wie fragwürdiger Indizien eines 

61 Paul, „Kämpfende Verwaltung“ (wie Anm. 45), S. 59; Johannes Tuchel, Zwischen krimina-
listischer Recherche und brutaler Folter. Zur Tätigkeit der Gestapo-‚Sonderkommission Rote  
Kapelle‘, in: Mallmann / Paul (Hg.), Die Gestapo. Mythos und Realität (wie Anm. 33), S. 373–
387, 373.

62 Die „SK 20. Juli“ war nach elf Sachgruppen gegliedert, der 400 Mitarbeiter angehörten. 
Friedrich Wilhelm, Die Polizei im NS-Staat, Paderborn u. a. 1997, S. 185 ff. Im Rahmen der Ak-
tion wurden vor allem ehemalige sozialdemokratische und kommunistische Politiker in „Schutzhaft“ 
genommen.

63 Vgl. Detlef Garbe, Zwischen Widerstand und Martyrium. Die Zeugen Jehovas im „Dritten 
Reich“, 4. Aufl., München 1999, S. 246 ff.
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angeblich in Prag vorbereiteten und auf den 1. Mai 1937 gegen füh-
rende Regierungsmitglieder des Deutschen Reichs angesetzten Giftan-
schlags ordnete die Gestapo-Führung im April 1937 eine „Sonderaktion 
Vorbeugehaft“ gegen „karteimäßig erfasste Marxisten und Kommunis-
ten“ (SPD und KPD) an. Vor dem Erreichen des angesetzten Plansolls 
an Verhaftungen ließ Gestapo-Chef Müller die laufende Aktion auf-
grund der bereits überfüllten Konzentrationslager vorzeitig beenden.64 

Im April 1938 führte die Gestapo im Zusammenwirken mit den städ-
tischen Arbeitsämtern und Fürsorgeeinrichtungen die „Aktion Arbeits-
scheu Reich“ durch, bei der bis zu 2.000 derart stigmatisierte männliche 
„Asoziale“ ins KZ Buchenwald verbracht wurden. Die rassistische Ar-
menverfolgung wurde im Mai / Juni 1938 – auf Anordnung Hitlers 
nun unter Einbeziehung geringfügig vorbestrafter Juden – wiederholt. 
Bei dieser „Juni-Aktion“ kamen nochmals 9.000 Männer in die Konzen-
trationslager. Darauf folgte Ende Oktober 1938 eine antisemitische 
„Polenaktion“ (Verhaftung und Abschiebung von ungefähr 17.000 Ju-
den polnischer Staatsangehörigkeit). 

Nach den (oft) haltlosen Devisen- und Sittlichkeitsverfahren im Zuge 
der Bekämpfung des Ordenswesens Mitte der 1930er Jahre begann die 
Gestapo zudem einen Angriff gegen den institutionellen Katholizismus. 
Unter dem Vorwand der „reichs- und staatsfeindlichen“ Betätigung der 
Ordensleute wurden vom Frühjahr bis in den Sommer 1941 an die 200 
Klöster, Priesterseminare und andere katholische Einrichtungen be-

64 Am 6. April 1937 berief der Gestapo-Chef, SS-Standartenführer Heinrich Müller, die Leiter 
der Staatspolizeistellen München, Hamburg, Berlin, Halle, Düsseldorf und Dresden zu einer  
Besprechung im Gestapa ein. Dabei wurde vereinbart, im Rahmen einer „Kommunisten-Razzia“  
1.500 politisch belastete Mitglieder vor allem der KPD in „Schutzhaft“ zu nehmen. Vermerk 
Heinrich Müller vom 7. April 1937, in: BArch, R 58/2204 b, Bl. 471. Ab dem 9. April 1937 wur-
den 885 Personen verhaftet, bis Müller am 22. April abbrechen ließ (Aktenvermerke vom 22. April 
und 13. Mai 1937, in ebd., Bl. 475 u. Bl. 522). Bis zum 20. Mai 1937 wurden die Verhafteten aus 
den KZ Sachsenhausen und Dachau (letzteres war den Juden vorbehalten) entlassen. Obwohl  
dabei nirgends belastendes Material aufgefunden wurde, galt die Aktion als erfolgreicher Präventiv-
schlag gegen die „3. Internationale“ und die illegale KPD. Die Auswertung der Vernehmungen 
ergab indes, dass die „A.-Kartei“ des Gestapa eine Fehlerquote von 60 Prozent aufwies. Abschluss-
bericht der Staatspolizeileitstelle Berlin vom 18. Mai 1937 an das Gestapa, in: ebd., Bl. 529 ff.
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schlagnahmt.65 Als Reaktion auf den „Englandflug“ des esoterisch ein-
gestellten Hitler-Stellvertreters Rudolf Heß, der sich dabei von per-
sönlichen Horoskope leiten ließ, befahl Heydrich am 4. Juni 1941 die 
„Aktion gegen Geheimlehren und sogenannte Geheimwissenschaften“ 
(auch „Sonderaktion Heß“). Ab dem 9. Juni ging die Staatspolizei im 
gesamten Reichsgebiet gegen jede Form von Okkultismus vor, darunter 
auch die anthroposophische „Christengemeinschaft“. Über die Zahl der 
dabei Verhafteten sind keine genauen Angaben bekannt. Es dürfte sich 
um mehrere Hundert Personen gehandelt haben.66 

Über ihre präventive Abschreckungsfunktion hinaus dienten diese 
zentral gesteuerten Kampagnen auch als Testläufe für überregionale 
Ermittlungs- und Verfolgungsmaßnahmen. Zudem ließ sich dadurch 
exemplarisch die konzertierte Wirkungsmacht des Exekutivapparates 
demonstrieren. Die Führungsinstanz der Gestapo bekräftigte damit ihre 
Fähigkeit zur Mobilisierung ihres Wirkungsbereichs, als Beweis dafür, 
dass sie überhaupt zur Durchführung zentral gelenkter Operationen in 
der Lage war, also nicht nur bürokratisch verwaltete, sondern auch in 
der alltäglichen Praxis die jeweilige Situation beherrschte.

Gegenüber den Regierungspräsidenten waren die Staatspolizeistellen 
de facto zwar nach wie vor nachgeordnet, ihre „Gestaltungs- und Um-
setzungsspielräume“ blieben jedoch unangetastet.67 Alle Staatspolizei-
stellen waren „für die Erfüllung der staatspolizeilichen Aufgaben in 
ihrem Bezirk und selbstständig [sic] voll verantwortlich, haben dem 
Reichssicherheitshauptamt unmittelbar zu berichten und erhalten von 
ihm unmittelbar Weisungen“.68 Tatsächlich beanspruchte die Gestapo 
auch in den Regierungsbezirken weitreichende Handlungsspielräume. 

65 Vgl. Annette Mertens, Himmlers Klostersturm. Der Angriff auf katholische Einrichtungen 
im Zweiten Weltkrieg und die Wiedergutmachung nach 1945, Paderborn u. a. 2006.

66 Die Staatspolizei nahm beispielsweise in Wuppertal einen Masseur wegen „Handdeuterei“ und 
„Wahrsagerei“ in „Schutzhaft“. Alfred Schreiner (geb. 1887), seit 1932 Mitglied der NSDAP und 
der SA, wurde am 14. Juni 1941 zur Anzeige gebracht und daraufhin verhaftet. Nach dreiwöchiger 
„Schutzhaft“ wurde Schreiner staatspolizeilich verwarnt und am 11. Juli 1941 aus dem Polizei-
gefängnis entlassen. Eine erneute „Inschutzhaftnahme“ erfolgte vom 9. bis 30. Mai 1942. Vgl. LAV 
NRW, R, RW 58/15377. 

67 Paul, „Kämpfende Verwaltung“ (wie Anm. 45), S. 57.

38



FORSCHUNG / RESEARCH

Zum Instrumentarium der Staatspolizeistellen gehörten, neben Verhaf-
tungen und Verhören mit anschließender Überstellung an die Gerichte 
oder in die Schutzhaft, Hausdurchsuchungen, Beschlagnahmungen, 
Erteilung von Sicherungsgeldern, Zensur, Aufenthalts- und Redeverbo-
te, Post- und Telefonüberwachung, Observierung von einzelnen Perso-
nen oder Gruppen, Einschleusung von V-Leuten, Grenzkontrolle sowie 
die Sammlung und Weitergabe von Informationen aller Art.69 In ihrem 
Verhältnis zum RSHA-Amt IV bestand für die Staatspolizeistellen 
keine strikte Befehlskette. Die Berliner Zentrale setzte den ihr unter-
stellten Dienststellen keine engen Grenzen. Stattdessen förderte das 
Amt IV Eigeninitiative. Als Handlungsmaßstab galten die von den 
Stapo-Stellen zu befolgenden Erlasse und Verordnungen. Der unaufhör-
liche Fluss dieser Direktiven stieß unter den Adressaten mitunter auf 
Unverständnis. Wiederholt beschwerten sich lokale Dienststellenleiter 
über die bürokratischen Gängelungen und die praxisferne Erlasstätigkeit 
des Amtes IV.70

Das Gestapo-Amt IV konnte wesentliche Anteile der nachrichten-
dienstlichen Ressourcen des SD aus deren RSHA-Ämtern absorbieren. 
Im Verlauf des Kriegs behielt es seine institutionelle Schlüsselstellung im 
RSHA. Gleichzeitig änderten sich aufgrund der „Aufgabeninflation“ 
(Gerhard Paul) die staatspolizeilichen Arbeitsschwerpunkte im Laufe 
der Zeit mehrfach. Seit Beginn des Krieges stand die Beseitigung der 
politischen Linken nicht länger auf der obersten Agenda. Der zu diesem 
Zeitpunkt bis auf resistente Kerne zerschlagene „Kommunismus“ rück-
te – im Unterschied zur Anfangsphase des Regimes – als nicht mehr 
vordringliche Bedrohung in den Hintergrund, ohne deshalb ganz aus 
dem Blickfeld zu schwinden.71 Vorrang hatten nun die Planung und 

68 Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD, gez. Dr. Best, Dienstanweisung für die Staats-
polizeileitstellen vom 15. Mai 1940, in: BArch, R 58/243, Bl. 291.

69 Vgl. auch Bernd Hey, Die westfälischen Staatspolizeistellen und ihre Lageberichte 1933–1936, 
in: Faust (Hg.), Verfolgung und Widerstand (wie Anm. 27), S. 30–49, 31.

70 So etwa die Stapoleitstelle Düsseldorf und die Stapostelle Köln, in: Paul, „Kämpfende Ver-
waltung“ (wie Anm. 45), S. 65.

71 Nach dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion rückte der kommunistische Widerstand 
wieder stärker in das Blickfeld der Gestapo. Vgl. Klaus-Michael Mallmann, Brüderlein & Co. Die 
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Durchführung der Vernichtung der europäischen Juden sowie die Kon-
trolle der zunehmend ins Reich verschleppten Zwangsarbeiter/innen. 

Ab 1941 wurde die bestehende Organisationsstruktur des Amtes IV 
dem aktuellen Kriegsgeschehen angepasst. Weitere Sach- und Länder-
referate kamen damit hinzu, so die Amtsgruppe IV D („Großdeutsche 
Einflussgebiete“) mit fünf „Führungsreferaten“, zur einheitlichen Be-
arbeitung der ihr zugeordneten Territorien. Im Geschäftsverteilungsplan 
vom März 1941 stellt sich die Gestapo als Amt IV im RSHA organisa-
torisch wie folgt dar:

Geschäftsverteilungsplan des RSHA-Amts IV, 1. März 1941:72

Amt IV Gegnererforschung und -bekämpfung – Geheimes 
Staatspolizeiamt. Leiter: SS-Brigadeführer und 
Generalmajor der Polizei, Heinrich Müller 

Abteilung IV A Gegnerbekämpfung

IV A 1 Kommunismus, Marxismus und Nebenorganisationen, 
Kriegsdelikte, illegale und Feindpropaganda

IV A 2 Sabotageabwehr, Sabotagebekämpfung, 
Politisch-polizeiliche Abwehrbeauftragte, 
Politisches Fälschungswesen

IV A 3 Reaktion, Opposition, Legitimismus, Liberalismus, Emi-
granten, Heimtücke-Angelegenheiten 

IV A 4 Schutzdienst, Attentatsmeldung, Überwachungen, 
Sonderaufträge, Fahndungstrupp

Gestapo und der kommunistische Widerstand in der Kriegsendphase, in: ders. / Paul (Hg.), Die 
Gestapo im Zweiten Weltkrieg (wie Anm. 44), S. 270–287; Michael Schneider, In der Kriegs-
gesellschaft. Arbeiter und Arbeiterbewegung 1939 bis 1945, Bonn 2014, S. 1099 ff.

72 Geschäftsverteilungsplan des RSHA vom 1. März 1941, in: BArch, R 58/3524, Bl. 29 ff. u. 
Bl. 36 ff.; sowie Auszug aus dem Geschäftsverteilungsplan des RSHA vom 1. März 1941, in: ebd., 
Bl. 82 ff.
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Abteilung IV B Weltanschauliche Gegner

IV B 1 Politischer Katholizismus

IV B 2 Politischer Protestantismus, Sekten

IV B 3 Sonstige Kirchen, Freimaurerei

IV B 4 Judenangelegenheiten, Räumungsangelegenheiten

Abteilung IV C Karteiwesen

IV C 1 Auswertung, Hauptkartei, Personenaktenverwaltung, 
Auskunftsstelle, A-Kartei, Ausländerüberwachung, 
Zentrale Sichtvermerkstelle

IV C 2 Schutzhaftangelegenheiten

IV C 3 Angelegenheiten der Presse und des Schrifttums

IV C 4 Angelegenheiten der Partei und ihrer Gliederungen

Abteilung IV D Besetzte Gebiete

IV D 1 Protektoratsangelegenheiten, Tschechen im Reich

IV D 2 Gouvernementsangelegenheiten, Polen im Reich

IV D 3 Vertrauensstellen, Staatsfeindliche Ausländer

IV D 4 Besetzte Gebiete: Frankreich, Luxemburg, Elsaß und 
Lothringen, Belgien, Holland, Norwegen, Dänemark

Abteilung IV E Abwehr

IV E 1 Allgemeine Abwehrangelegenheiten, Erstattung von 
Gutachten in Hoch- und Landesverratssachen, 
Werkschutz und Bewachungsgewerbe

IV E 2 Allgemeine Wirtschaftsangelegenheiten, 
Wirtschaftsspionageabwehr

IV E 3

IV E 4

Abwehr West

Abwehr Nord

IV E 5 Abwehr Ost
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IV E 6 Abwehr Süd

IV P Verkehr mit ausländischen Polizeien

Als  die  zentrale  Steuerungsinstanz des  Holocausts fungierte  das 
Amt IV B 4 („Eichmann-Referat“) im RSHA, wobei die regionalen 
Staatspolizeileitstellen ab Herbst 1941 die Deportationen nach dem 
Osten vor Ort organisierten, während die Zentralstellen für jüdische 
Auswanderung in Wien und Prag dabei erzwungene Verwaltungsauf-
gaben ausführten. Im Auftrag des RSHA betrieben die lokalen Staats-
polizeistellen die  systematische Zusammenfassung,  Selektion,  Aus-
plünderung und den Abtransport der Juden.73 Der Cheflogistiker des 
Holocaust im RSHA, SS-Obersturmbannführer Adolf Eichmann, kün-
digte am 31. Januar 1942 „den Beginn der Endlösung der Judenfrage“ an 
und erteilte den Auftrag zur „Evakuierung von Juden nach dem Osten“. 
Die Ermittlung der aktuellen „Gesamtzahl“ sei „maßgebend für die spä-
tere Zuteilung von Transportzügen bzw. für die Zusammenstellung von 
Evakuierungstransporten“.74

1942 kam es zu einem Personalwechsel an der RSHA-Spitze. Zu-
nächst hatte Himmler übergangsweise den an den Folgen des Attentats 
vom 27. Mai 1942 verstorbenen RSHA-Leiters Reinhard Heydrich er-
setzt und am 30. Januar 1943 schließlich den SS-Gruppenführer Ernst 

73 Am 24. Oktober 1941 ordnete der Chef der Ordnungspolizei die „Evakuierung“ von zu-
nächst 50.000 Juden „aus dem Altreich, der Ostmark und dem Protektorat Boehmen und Maehren“ 
im Zeitraum 1. November bis 4. Dezember an: „Die Aussiedlungen erfolgen in Transportzuegen 
der Reichsbahn zu je 1000 Personen.“ Der Chef der Ordnungspolizei, gez. Daluege, Schnellbrief  
vom 24. Oktober 1941, abgedruckt in: Reinhard Rürup (Hg.), Topographie des Terrors. Gestapo, SS 
und Reichssicherheitshauptamt auf dem „Prinz-Albrecht-Gelände“. Eine Dokumentation, 2. Aufl., 
Berlin 1987, S. 115. Vgl. dazu u. a. Saul Friedländer, Das Dritte Reich und die Juden. Verfolgung und 
Vernichtung 1933–1945: 2. Bd.: Die Jahre der Vernichtung 1939–1945, Bonn 2006, S. 291 ff.

74 RSHA, IV B 4, gez. Eichmann, Schnellbrief an alle Staatspolizei[leit]stellen und die Zentral-
stelle für jüdische Auswanderung Wien, in: Arolsen Archives, DE ITS  1.2.3.0/8232300, Bl. 2 ff. 
Mit Ausnahme der in „jüdisch-deutscher Mischehe lebenden Juden“, „Juden ausländischer Staatsan-
gehörigkeit“, in „geschlossenen kriegswichtigen Arbeitseinsatz befindlichen Juden“ und „Juden a) im 
Alter von über 65 Jahren, sowie b) Juden im Alter von 55–65 Jahren, die besonders gebrechlich und 
daher transportunfähig sind“, waren die Staatspolizei[leit]stellen angewiesen, bis zum 9. Februar 
1942 die „Zahl der Juden“ festzustellen.
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Kaltenbrunner (1903–1946) als neuen Chef der Sicherheitspolizei und 
des SD sowie als RSHA-Leiter bestallt. Himmler selbst übernahm am 
25. August 1943 von Frick zusätzlich die Amtsgeschäfte des Reichs-
innenministers, weil dieser nach Differenzen mit Hitler als Reichspro-
tektor von Böhmen und Mähren nach Prag abgeschoben wurde. Unter 
Kaltenbrunner erfolgte 1943/44 eine funktionale Umstrukturierung des 
Gestapo-Amtes im RSHA. Seitdem standen den „Sachreferaten“ die „re-
gionalen Referate“ gegenüber. Insgesamt bestanden drei Hauptgruppen: 
IV A (Fachreferate), IV B (Länderreferate) und IV G (Grenzpolizei), 
die sich nach dem folgenden Schema gliederten:75

IV A 1 Links- und Rechtsopposition 

IV A 2 Sabotagebekämpfung 

IV A 3 Spionageabwehr

IV A 4 Juden, Kirchen

IV A 5 Sonderaufträge

IV A 6 Schutzhaft 

IV B 1 Besetzte Westgebiete

IV B 2 Besetzte Ostgebiete

IV B 3 Besetzte Südostgebiete 

IV B 4 Paß- und Ausweisgebiete 

IV B a A Grundsatzfragen des Einsatzes ausländischer Arbeiter 

IV G Zollgrenzschutz, Grenzinspektion

Ausbeutung: „Fremdarbeiter“ und Kriegsgefangene

Zur Organisation des Verfolgungsapparats im Reich und des territoria-
len Besatzungsterrors in den annektierten Ländern wurden im Amt IV 

75 Buchheim, Die SS – das Herrschaftsinstrument (wie Anm. 41), S. 68.
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weitere Verwaltungsstellen eingerichtet.76 Die Ländergruppe IV D er-
hielt zusätzlich das Sachgebiet „Ausländische Arbeiter“, um die Kon-
trolle der Millionen Zwangsarbeiter/innen im Reich wirkungsvoller in 
den Griff zu bekommen. Außerdem wurden die Aufgabenbereiche des 
Sachreferats IV A erweitert. Ab Juli 1941 regelte es die „Säuberungen“ 
und Exekutionen der unter den sowjetischen Kriegsgefangenen aus-
gemachten (oder vermeintlichen) kommunistischen Funktionäre. Die 
Zahl der aus den Kriegsgefangenenlagern an die Konzentrationslager 
überstellten und dort exekutierten Männer wird auf mindestens 38.000 
geschätzt, diejenige der von der Wehrmacht an die Sicherheitspolizei 
oder dem SD übergebenen und dann von deren Exekutionskommandos 
getöteten Personen auf 140.000.77 

Als der Hauptorganisator einer europaweiten Deportationsagentur 
agierte und disponierte Adolf Eichmann im Referat IV B 4. Das zen-
trale Gestapo-Referat für „Juden- und Räumungsangelegenheiten“ im 
Amt IV forcierte die Erfassung, Ausplünderung, Internierung und die 
daran anschließende Deportation der europäischen Juden in die östli-
chen Vernichtungslager. Dabei galt es, alle Hindernisse aus dem Weg zu 
räumen, die dem etwa auf Seiten der verbündeten Staaten entgegen-
standen oder aus einer zögerlichen Umsetzungspolitik resultierten, die 
einige NS-Behörden zum Beispiel gegenüber den sogenannten „Misch-
lingen“ oder in „Mischehe“ lebenden Juden an den Tag legten.78 Wäh-
rend zu Beginn der NS-Herrschaft circa 500.000 „Glaubensjuden“, die 
sich zum „mosaischen Glauben“ bekannten, in Deutschland lebten, be-
fanden sich im Jahr 1941 zudem rund 9,6 Millionen in den okkupierten 
Gebieten lebende Menschen jüdischer Herkunft im deutschen Zugriffs-
bereich. 

76 Wie diese Umstrukturierung der Geschäfts- und Aufgabenbereiche auf der mittleren Ebene 
verwaltungsmäßig umgesetzt wurde, zeigt die „Niederschrift über die Arbeitstagung der Staatspoli-
zeileitstelle Düsseldorf am 14.2.1940 in Düsseldorf“, in: LAV NRW, R, RW 36/38, Bl. 40–48.

77 Vgl. Wildt, Generation des Unbedingten (wie Anm. 21), S. 342 ff.
78 Vgl. dazu Beate Meyer, „Jüdische Mischlinge“. Rassenpolitik und Verfolgungserfahrung 

1933–1945, Hamburg 1999.
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Nach Kriegsbeginn stiegen in den annektierten Gebieten die Zahlen 
der als potenzielle „Feinde“ und der als „Sicherheitsrisiko“ definierten 
Bevölkerungsteile unaufhörlich. Insgesamt wurden bis 1945 etwa 13,5 
Millionen Arbeitskräfte aus dem Ausland zum Arbeitseinsatz ins Reich 
verschleppt, hauptsächlich Zwangsarbeiter/innen sowie bis zu vier Mil-
lionen Kriegsgefangene, welche die Staatspolizei ausnahmslos unter 
„sicherheitspolitischen“, „strafrechtlichen“ und „rassehygienischen“ Kri-
terien überwachte.79 Im „Einsatzbefehl Nr. 9“ vom 21. Juli 1941 ord-
nete Heydrich als Chef der Sicherheitspolizei und des SD die Ausson-
derung und anschließende Liquidierung „politischer, krimineller oder 
in sonstiger Hinsicht untragbaren Elemente“ unter den sowjetischen 
Kriegsgefangenen (auch) für die im Reichsgebiet befindlichen Kriegs-
gefangenenlager an.80 Zur Durchführung der Hinrichtungsaktionen 
stellte die Gestapo besondere Einsatzkommandos auf. 

Besonders die Behandlung der „Ostarbeiter“ und „sowjetischen Zivil-
arbeiter“ unterschied sich kaum von derjenigen der Kriegsgefangenen 
aus diesen Ländern. Weil die tatsächlichen Zustände für „Zivilarbeiter“ 
in Deutschland in den ost- und westeuropäischen Herkunftsländern 
schnell ruchbar wurden und die Bevölkerung infolgedessen vor Ort die 
Anwerbungen hartnäckig ablehnte, verlegten sich die Besatzungsbehör-
den auf immer exzessivere Zwangsmittel bei der Aushebung von Ar-
beitskräften.81 In den diskriminierenden „Sonderbestimmungen“ für 
„Zivilarbeiter“ waren explizit die Lebens- und Arbeitsbereiche der als 
„rassisch minderwertig“ eingestuften polnischen und sowjetischen Ar-

79 Im August 1944 meldeten die Behörden 7.651.970 „ausländische Arbeitskräfte“ im Reich, 
davon 5.721.883 „Zivilarbeiter“ und 1.930.087 Kriegsgefangene. Von den 5.976.673 „Zivilarbeitern“ 
Ende September 1944 waren 33,3 Prozent Frauen. Mehr als die Hälfte aller Zwangsarbeiter/innen 
stammte aus Polen und der Sowjetunion. Ulrich Herbert, Fremdarbeiter. Politik und Praxis des 
„Ausländereinsatzes“ in der Kriegswirtschaft des Drittens Reiches, Neuaufl., Bonn 1999, S. 314 
u. 316; Mark Spoerer, NS-Zwangsarbeiter im Deutschen Reich. Eine Statistik vom 30. September 
1944 nach Arbeitsamtsbezirken, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, 49 (2001), H. 4, S. 665–
684.

80 Am 17. Juli 1941 hatte Heydrich bereits den „Einsatzbefehl Nr. 8“ für das Generalgouver-
nement und Ostpreußen ausgegeben. Vgl. Reinhard Otto, Wehrmacht, Gestapo und sowjetische 
Kriegsgefangene im deutschen Reichsgebiet 1941/42, München 1998, S. 48 ff.

81 Vgl. Herbert, Fremdarbeiter (wie Anm. 79), S. 190 ff.

Sozial.Geschichte Online 32 (2022) 45



beitskräfte bis an die Grenzen des noch Erträglichen eingeschränkt. 
Verstöße gegen die Anordnungen konnte die Staatspolizei im Zuge ihrer 
fortschreitenden Kompetenzerweiterung immer rigoroser bestrafen. 

Je mehr jedoch Zwang den „Arbeitseinsatz“ beherrschte, desto mehr 
häuften sich die Fälle von Resistenz. Auf die unwürdigen Lebens- und 
Arbeitsbedingungen des Disziplinarregimes reagierten viele Betroffene 
mit spontanen Arbeitsniederlegungen oder mit dem Versuch, sich un-
zumutbaren Bedingungen durch Flucht zu entziehen. Ende 1943 wur-
den im Reichsgebiet monatlich 46.000 Fluchtfälle registriert; seitdem 
stagnierten die gemeldeten Zahlen auf diesem Niveau.82 An diesen Ver-
hältnissen vermochte auch der zur Effizienzsteigerung als „General-
bevollmächtigter für den Arbeitseinsatz“ am 21. März 1942 installierte 
Fritz Sauckel nichts zu ändern. Im Gegenteil: Die Festnahmestatistik 
der Gestapo verzeichnete eine stetig ansteigende Tendenz von „Arbeits-
niederlegungen“ der „Fremdarbeiter“.83 Im Sommer 1942 hingen bei-
nahe 80 Prozent aller Verhaftungen der Staatspolizeistellen mit „Aus-
ländersachen“ zusammen, im Jahr darauf waren es 72 Prozent, was – in 
Anbetracht der zahlenmäßigen Zunahme der Arbeitskräfte insge-
samt – einer Steigerung der absoluten Zahlen gleichkam.84 Dement-
sprechend weist  eine  Zusammenstellung der  von  allen  Staatspolizei-
[leit]stellen im ersten Halbjahr 1944 verzeichneten Verhaftungen 
insgesamt 323.592 Personen aus, davon 248.341 (76,8 Prozent) mit aus-
ländischer Herkunft.85 Aus staatspolizeilicher Sicht standen bei der 
Gruppe der „Ausländer“ zwei hauptsächliche Deliktzusammenhänge im 

82 Im „Einsatzbefehl Nr. 8“ vom 17. Juli 1941 war der sogenannte Kommissarbefehl zuvor für 
das Generalgouvernement und Ostpreußen angeordnet worden. Vgl. auch Reinhard Otto, Wehr-
macht, Gestapo und sowjetische Kriegsgefangene im deutschen Reichsgebiet 1941/42, München 
1998, S. 48 ff. Herbert, Fremdarbeiter (wie Anm. 79), S. 360. 

83 Im Mai 1942 nahm die Gestapo im Reichsgebiet insgesamt 19.092 Personen fest, darunter 
11.075 (rund 58 Prozent) ausländischer Herkunft wegen „Arbeitsniederlegungen“. „Polen“ mit 
4.842 und „Sowjetrussen“ mit 2.268 hatten davon den größten Anteil. Aufgrund „verbot. Umgang 
mit Kriegsgefangenen und Polen usw.“ gerieten außerdem 958 Personen (fünf Prozent) in „Schutz-
haft“. Gesamtzahl der von den Staatspolizei[leit]stellen im Monat Mai 1942 gemeldeten Fest-
nahmen, in: BArch, R 58/3115, Bl. 110.

84 Herbert, Fremdarbeiter (wie Anm. 79), S. 143; Nikolaus Wachsmann, Hitler’s Prisons. Legal 
Terror in Nazi Germany, New Haven 2004, S. 211.
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Vordergrund: Erstens „Vertragsbruch“, darunter wurden Streiks oder 
Arbeitsverweigerung („Arbeitsniederlegungen“), Abwesenheit, Leis-
tungsmangel („Bummelantentum“) und die Nichtbefolgung von An-
weisungen („Aufsässigkeit“) sowie eigenmächtiges Entfernen aus den 
Lagern oder den Arbeitsstätten („Arbeitsflucht“) gefasst. Als zweite 
Kategorie kam „Sabotage“ dazu, worunter vorsätzliche Ausschusspro-
duktion wie auch (unbeabsichtigte) Arbeitsfehler fielen. 

Dabei wurden die Bewertungsmaßstäbe des „Fremdvolkstrafrechts“ 
soweit gedehnt, dass nicht nur kriminelle Delikte wie etwa Diebstahl, 
sondern selbst Geringfügigkeiten oder jedwedes unbotmäßige Verhalten 
als schwere Tatbestände geahndet werden konnten.86 In „schweren Fäl-
len“ oder bei wiederholten kleineren Verstößen beantragten die Sta-
po[leit]stellen beim RSHA entweder „die Einweisung in ein Konzentra-
tionslager oder Sonderbehandlung“, das heißt eine Hinrichtung.87 Zur 

85 Mit 192.951 der Verhaftungen werden an erster Stelle „Arbeitsvertragsbruch“ bzw. „Arbeits-
niederlegungen“ ausländischer Arbeiter/innen registriert, dahinter folgen „kriminelle und sonstige 
Delikte“ ausländischer Arbeiter und Kriegsgefangener (41.833) sowie „Widerstandsbewegungen“ 
ausländischer Arbeiter (13.557). In den drei Monaten Januar bis März 1944 führten zudem 6.388  
Fälle von „verbotenem Umgang mit ausl. Arbeitern und Kriegsgefangenen“ zu Festnahmen. Diese  
Fälle werden danach nicht mehr extra sondern unter „sonstige“ gelistet. Errechnet nach den „Ge-
samtzahlen der Festnahmen“ der Staatspolizei[leit]stellen Januar bis Juni 1944, in: BArch, All. Proz.  
FC 1802 F (19). 

86 Gerhard Werle, Justiz-Strafrecht und polizeiliche Verbrechensbekämpfung im Dritten Reich, 
Berlin / New York 1989, S. 603–618; Andreas Heusler, Die Eskalation des Terrors. Gewalt gegen 
ausländische Zwangsarbeiter in der Endphase des Zweiten Weltkrieges, in: Cord Arendes / Edgar 
Wolfrum / Jörg Zedler (Hg.), Terror nach Innen. Verbrechen am Ende des Zweiten Weltkriegs, 
(= Dachauer Symposien zur Zeitgeschichte; Bd. 6), Göttingen 2006, S. 172–182, 174 ff.

87 Der Reichsführer SS u. Chef der Deutschen Polizei im RMdI, Runderlaß vom 20. Februar 
1942 zum „Einsatz von Arbeitskräften aus dem Osten“, in: IMT, Vol. XXXI, Nürnberg 1948 (wie 
Anm. 15), S. 501–512, 505: „Die Sonderbehandlung erfolgt durch Strang. Sie soll nicht in unmit-
telbarer Umgebung des Lagers stattfinden. Eine gewisse Anzahl von Arbeitskräften aus dem 
altsowjetrussischen Gebiet soll der Sonderbehandlung beiwohnen; ihnen ist dabei der Tatbestand, 
der zur Sonderbehandlung führte, warnend bekanntzugeben.“ Ebd., S. 506. Für wehrkraftzer-
setzende „Elemente“ hatte Heydrich bereits am 3. September 1939 die „brutale Liquidierung“ 
vorgesehen und dafür den Terminus „Sonderbehandlung“ eingeführt. Anfang 1943 ordnete Himmler 
an, „Sonderbearbeitungsfälle“ für „Fremdvölkische“ und „Deutsche“ nun „beschleunigt zu be-
arbeiten“. Die Exekutionen seien entweder in den KL oder an „von aussen nicht einzusehenden Orte  
[sic] (Steinbruch, Waldstück usw.) vorzunehmen“. Der Reichsführer SS u. Chef der deutschen 
Polizei, Durchführungsbestimmungen für Exekutionen vom 6. Januar 1943, in: BArch, R 58/1027, 
Bl. 275–277 RS. 
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Aufrechterhaltung der Arbeitsproduktivität drängten nun regionale „In-
teressensallianzen“ (Gabriele Lotfi), darunter die Reichsverteidigungs-
ausschüsse der Wehrkreise, die Reichstreuhänder der Arbeit und ein-
zelne Unternehmen, auf die Einrichtung gesonderter Haftstellen zur 
Hebung der Arbeitsdisziplin.88 Dazu etablierte die Staatspolizei schon 
ab 1940 ein eigenes Haftlagersystem (Arbeitserziehungs- und Arbeits-
zuchtlager) mit einer Kapazität von bis zu 40.000 Gefangenen. Mit 
den – in der Regel von der Schutzpolizei bewachten – „Arbeitser-
ziehungslagern“ (AEL) verfügte die Gestapo jenseits der Justiz und in 
Konkurrenz zur SS, die ihrerseits das KZ-System kontrollierte, über 
eine zweite Haftstättenstruktur. 

Faktisch besaßen die regionalen Stapo-Stellen damit selbst ein den 
KZ ähnelndes Lagersystem für deutsche und ausländische „Arbeits-
erziehungshäftlinge“, welches sich sofort zu einem eigenständigen Wirt-
schaftsfaktor entwickelte. Nach Ableistung einer üblicherweise auf acht 
Wochen befristeten Zwangsarbeit für die Rüstungsindustrie oder die 
Bauwirtschaft gingen die Häftlinge zurück in ihre Herkunftsfirmen 
und wurden durch neue Einlieferungen ersetzt. Das staatspolizeiliche 
Arbeitserziehungslagersystem innerhalb und außerhalb der Reichsgren-
zen expandierte unaufhörlich. Die mindestens 211 AEL sowie 18 exis-
tierenden Zweiglager durchliefen im Reichsinneren mindestens 400.000 
Häftlinge, ohne dass der neu geschaffene Lagerkosmos mit den in den 
letzten Kriegsjahren rapide ansteigenden Zahlen „vertragsbrüchiger 
Fremdarbeiter“ Schritt halten konnte.89 

88 Vgl. Gerhard Birk, Arbeitserziehungslager im „Dritten Reich“, in: Bulletin Faschismus/Zwei-
ter Weltkrieg, (1990), Nr. 1–4, S. 148–239, 150 f.; Gabriele Lotfi, Arbeitserziehungslager im Rhein-
land und in Westfalen, in: Jan Erik Schulte (Hg.), Konzentrationslager im Rheinland und in Westfa-
len 1933–1945. Zentrale Steuerung und regionale Initiative, Paderborn u. a. 2005, S. 147–162, 148 f.

89 Eine Aufstellung der AEL-Standorte, Betriebsarten u. -dauer findet sich bei Birk, Arbeitser-
ziehungslager (wie Anm. 88), S. 228–239. Die Zahl der firmeneigenen AEL wird mit 106 beziffert. 
Cord Pagenstecher, Arbeitserziehungslager, in: Wolfgang Benz / Barbara Distel (Hg.), Der Ort des  
Terrors. Geschichte der nationalsozialistischen Konzentrationslager, Bd. 9: Arbeitserziehungslager, 
Ghettos, Jungendschutzlager, Polizeihaftlager, Sonderlager, Zigeunerlager, Zwangsarbeitslager, 
München 2009, S. 75–99, 88.
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In Anbetracht der „Haftraumschwierigkeiten“ für Zivilarbeiter/innen 
und „Bummelanten“ diversifizierte und deregulierte die Gestapo ihr 
Lager- und Haftstättensystem ab Mitte 1943. Das bestehende Polizei-
gefängniswesen wurde durch zwei Unterkategorien für die „Arbeitser-
ziehungshaft“ ergänzt: „Erweiterte Polizeigefängnisse“ und betriebliche 
„Auffanglager“ nach dem Vorbild der traditionellen Arbeitshäuser, die 
in ihrer Doppelfunktion als Durchgangslager und Disziplinierungs-
stätten doch eher den „wilden“ KZ in der Anfangszeit des Regimes 
ähnelten. Für die von den regionalen Gestapo-Dienststellen in Eigen-
regie gegründeten Lager bedurfte es weder einer Antragstellung beim 
RSHA, noch gab es für deren Betrieb ein zentrales Regelwerk. Je nach 
situativem „Bedarf“ dienten erweiterte Polizeigefängnisse zudem für 
politische Gefangene als „Geisellager“, „Sühnelager“ oder als „Judenauf-
fanglager“. Die Lagerprovisorien befanden sich entweder auf oder in der 
Nähe der Werksgelände der beteiligten Unternehmen, wobei die brutali-
sierten Wachkommandos aus dem Werkschutz der involvierten Firmen 
stammten oder von der Wach- und Schließgesellschaft gestellt wurden.90 

Im Umgang Deutscher mit „Fremdvölkischen“ wurden gewöhnliches 
Alltagsverhalten und soziale Umgangsformen, die unter anderen Um-
ständen als üblich gelten dürften, als „verbotener Umgang“ ausgelegt 
und als Verbrechen geahndet. Darunter fielen vorrangig intime Bezie-
hungen zwischen den Angehörigen verschiedener Nationalitäten, aber 
auch bloß private Kontakte zwischen Deutschen und Ausländer/innen. 
Bei der Verfolgung der „Fremdarbeiter“ war die Gestapo „überwiegend 
nur reaktiv tätig, wenn es um die Aufdeckung von Verstößen gegen das 
Apartheidsystem ging; statt dessen wartete sie darauf, daß ihr Informa-
tionen von außen zuflossen“.91 Erst nach Eingang von Anzeigen aus der 
Bevölkerung, den Firmen, den Parteistellen, der DAF oder den Behör-

90 Vgl. dazu Elisabeth Thalhofer. Gestapo-Lager in der Endphase des Dritten Reiches, Paderborn 
u. a. 2010; dies., Erweiterte Polizeigefängnisse im Reichsgebiet, in: Benz / Distel (Hg.), Der Ort 
des Terrors, Bd. 9 (wie Anm. 89), S. 53–74; dies., Geschichte der Polizeihaftlager in der NS-Zeit, in: 
Gedenkstätten-Rundbrief, 158 (2010), S. 3–14.

91 Robert Gellately, Hingeschaut und weggesehen. Hitler und sein Volk, Stuttgart / München 
2002, S. 234.
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den (Arbeitsämter, Treuhänder der Arbeit, Schutz- oder Kriminalpoli-
zei) leitete die Staatspolizei dann eigene Ermittlungen ein. Einer Stich-
probenauswertung der staatspolizeilichen Personenakten zufolge gingen 
46 Prozent der Ermittlungen im Leitstellenbezirk Düsseldorf auf De-
nunziationen aus der Bevölkerung zurück.92 Fast die Hälfte der bei der 
Staatspolizei[leit]stelle angelegten Aktenvorgänge im Zusammenhang 
mit „verbotenem Umgang“ gingen auf Anschwärzungen von boshaften 
Nachbarn, missgünstigen Arbeitskollegen oder eilfertigen NS-Funktio-
nären zurück.93

Eskalation des Terrors an der „Heimatfront“

In Anbetracht der Größendimensionen und des sich immer deutlicher 
abzeichnenden militärischen Debakels waren die politischen und rassis-
tischen Zielprojektionen des RSHA allein mit polizeilichen Methoden 
nicht realisierbar. Zur Umsetzung des bürokratisch geplanten Genozids 
an den Juden und zur Niederhaltung der Widerstandsbewegungen in 
den eroberten Gebieten bedurfte es nach der Auffassung Himmlers 
„effizienterer“ Praxisformen: Abschreckungsterror und Beschleunigung 
des industriell organisierten Massenmords. Ganz im Sinne Heydrichs 
verbanden sich im RSHA Bürokratie und Mordpraxis zu einer „kämp-
fenden Verwaltung“. Eigens dazu abgestellte RSHA-Führungsange-
hörige verrichteten in den Einsatzgruppen im Osten ihre Mordaufträge 
als Kommandoführer oder Stabsangehörige, darunter sowohl SD-Ange-
hörige als auch – einheitlich in SD-Uniformen – Beamte der Gestapo 
und der Kripo unter Beteiligung von Waffen-SS und Ordnungspolizei. 
Angehörige der Gestapo bildeten den Grundstock jener Einsatzgrup-

92 Ebd., S. 234 (Tabelle 4); zu Krefeld und Köln vgl. Eric A. Johnson, Nazi Terror. The Gestapo, 
Jews, and ordinary Germans, New York 2000, S. 365–374 (Tabellen 9.4 – 9.7).

93 Herbert, Fremdarbeiter (wie Anm. 79), S. 145; nach Robert Gellately, Die Gestapo und die 
deutsche Gesellschaft. Die Durchsetzung der Rassenpolitik 1933–1945, Paderborn u. a. 1993, S. 187 
(Tabelle 4) ist der hohe Anteil falscher oder unbegründeter Anzeigen bei „Rassenschande“ und 
„Judenfreundschaft“ evident. Explizit dazu: Giesela Diewald-Kerkmann, Politische Denunziationen 
im NS-Regime oder die kleine Macht der „Volksgenossen“, Bonn 1995.
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pen, die den rassepolitischen Völkermord ausführten.94 Etwa drei Vier-
tel aller Gestapo-Angehörigen befanden sich 1944 außerhalb der Reichs-
grenzen im sogenannten sicherheitspolizeilichen Einsatz.95 Die „Ent-
grenzung“ des Terrors in den okkupierten Ostgebieten förderte einen 
Prozess der staatspolizeilichen Entbürokratisierung und Dezentralisie-
rung, der von dort aus auf das Reichsgebiet zurückwirkte. Ein Beispiel 
dafür sind die „Sonderbehandlungen“ und „Kriegsendphasenverbre-
chen“, die auf regionaler Ebene im Verantwortungsbereich der örtlichen 
Dienststellenleiter stattfanden.96

Im Zuge der Ausweitung sowohl der Deliktformen als auch der Ver-
folgungsgruppen wuchs im Verlauf des Krieges die Zahl der Schutzhäft-
linge sprunghaft – was wieder zusätzliche organisatorische und per-
sonelle  Kapazitäten  beanspruchte.  Dementsprechend wurden die 
Abteilungen Schutzhaft und Abwehr (IV C und IV E) im RSHA-
Amt IV ausgeweitet. Insbesondere das Schutzhaftreferat IV C 2 
expandierte und bekam einen regelnden Einfluss bei dem von Heydrich 
ausgegebenen „Stufen-Erlaß“ vom 2. Januar 1941.97 Im März 1941 wur-
de das Eichmann-Referat IV D 4 („Auswanderung, Räumung“) als 
Referat  IV B 4  („Judenangelegenheiten,  Räumungsangelegenheiten“) 
integraler Bestandteil der Gruppe IV B, die – außer Eichmanns Do-

94 In der Einsatzgruppe A (Baltikum) stammte etwa neun Prozent aus der Gestapo. Mehr als 
die Hälfte des niederen Einsatzgruppenpersonals stellten Waffen-SS und Ordnungspolizei, etwa 
ein Viertel bestand aus logistischen und technischen Hilfskräften sowie aus einheimischer Hilfs-
polizei. Der Anteil von SD und Kripo betrug zwar jeweils unter fünf Prozent, zusammen mit den 
Gestapo-Angehörigen nahmen die Angehörigen der Sipo und des SD  jedoch  in der Regel 
Leitungsaufgaben wahr. Bis Ende 1941 meldeten die vier Einsatzgruppen A–D (Personalstärke  
insgesamt etwa 3.200) über 500.000 auf dem Gebiet der UdSSR getötete Juden. Klaus-Michael  
Mallmann, Menschenjagd und Massenmord. Das neue Instrument der Einsatzgruppen und -kom-
mandos 1938–1945, in:  Paul / ders. (Hg.), Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg  (wie Anm. 44), 
S. 291–316, 305. 

95 Vgl. Paul, „Kämpfende Verwaltung“ (wie Anm. 45), S. 68 f.; ders. (Hg.), Die Täter der Shoah. 
Fanatische Nationalsozialisten oder ganz normale Deutsche? (= Dachauer Symposien zur Zeit-
geschichte, 2), Göttingen 2002. 

96 Dazu u. a. Ian Kershaw, Das Ende. Kampf bis in den Untergang. NS-Deutschland 1944/45, 
3. Aufl., München 2011; Sven Keller, Volksgemeinschaft am Ende. Gesellschaft und Gewalt 1944/45, 
München 2013.

97 Wildt, Generation des Unbedingten (wie Anm. 21), S. 348. 
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mäne – noch die Kirchenreferate (Politischer Katholizismus und Poli-
tischer Protestantismus sowie Sonstige Kirchen und Freimaurerei) ein-
schloss.98 Die Überantwortung der Kirchenreferate vom SD an die 
Gestapo (IV B 1/2) kann als persönlicher Erfolg des Amtschefs IV, 
Heinrich Müller, interpretiert werden, der dadurch seinen Kompetenz-
bereich erheblich ausdehnen konnte. Aufgrund ihres angeblich jüdi-
schen Einflusses steuerte Himmler auf längere Sicht die Ausschaltung 
beziehungsweise Überwindung der Kirchen an und beabsichtigte deren 
Substituierung in Gestalt von germanischer Ahnenverehrung und 
Brauchtumspflege.99 Sichtbarstes Zeichen dieses Kompetenzverlustes 
war die Eingliederung des Referats II 113 als zeitweilig größte Sachab-
teilung des SD in den Zuständigkeitsbereich der Gestapo. Diese büro-
kratische „Flurbereinigung“ dehnte die Machtbefugnisse der Gestapo 
auch auf kirchenpolitischem Gebiet aus: „Feindbildprojektion und Exe-
kutive waren jetzt institutionell identisch“.100

Das Gleichgewicht zwischen Gestapo und SD verschob sich seit 
Kriegsbeginn verstärkt zugunsten der Staatspolizei.  Während das 
Amt IV im RSHA im Zuge der Globalisierung der Aufgabengebiete 
eine sachliche und räumliche Ausdehnung erfuhr, musste sich der SD 
aus der operativen Gegnerarbeit zurückzuziehen, um sich „künftig als 
Meinungsforschungsinstitut und Auslandsnachrichtendienst, aber auch 
als programmatische Avantgarde in der Feindbestimmung“ zu profi-
lieren.101 Stattdessen eignete sich die Gestapo im Verlauf des Krieges 
zusätzliche Strafkompetenzen an: Zum Präventivinstrument „Schutz-
haft“ bekam sie das Recht zur außergerichtlichen Gefangenentötung 

98 Ebd., S. 358 ff.; Paul, „Kämpfende Verwaltung“ (wie Anm. 45), S. 71–75.
99 Wolfgang Dierker, Himmlers Glaubenskrieger. Der Sicherheitsdienst der SS und seine Reli-

gionspolitik 1933–1941, 2. Aufl., Paderborn u. a. 2003, S. 126.
100 Klaus-Michael Mallmann, Die unübersichtliche Konfrontation. Geheime Staatspolizei und 

christliche Kirchen 1934–1939/40, in:  Gerhard Besier unter Mitarbeit von Elisabeth Müller-
Luckner (Hg.), Zwischen „nationaler Revolution“ und militärischer Aggression. Transformationen 
in Kirche und Gesellschaft während der konsolidierten NS-Gewaltherrschaft (1934–1939), München 
2001, S. 121–136, 135. 

101 Mallmann / Paul, Die Gestapo. Weltanschauungsexekutive mit gesellschaftlichem Rückhalt 
(wie Anm. 56), S. 603.
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(„Sonderbehandlung“). Über eine eigene polizeiliche Strafrechtspflege 
und Standgerichtsbarkeit verfügte die Gestapo ab September 1942 zu-
nächst ausschließlich im Osten gegenüber „Polen, Russen, Juden und 
Zigeuner[n]“, später auch im Reichsgebiet. Ausgehend von den erober-
ten Gebieten wurde das maßnahmenstaatliche Sonderrecht seit dem 
Sommer 1943 auch im „Altreich“ zur gängigen Praxis bei der angeblich 
verbreiteten „Kriminalität unter den polnischen und sowjetrussischen 
Zivilarbeitern“.102 

An der „Heimatfront“ bekam die Bekämpfung von Sabotage und 
Spionage einen höheren Stellenwert. Neben den Juden rückten die Im-
migranten und Emigranten ins Visier, darüber hinaus aber auch all jene 
Individuen, deren Einstellungen und Lebensweisen aus dem normierten 
Raster der rassistischen Volksgemeinschaft beziehungsweise aus dem 
Ideal der Familie fielen: unangepasste Jugendliche („Bündische Umtrie-
be“), Homosexuelle, Frauen, die abtrieben, „GV-Verbrechen“ (intime 
Beziehungen zu „fremdvölkischen“ Personenkreisen) und „Blutschan-
de“ (intime Beziehungen zu „Nichtariern“). Hinzu kamen „Arbeitsver-
tragsbruch“ der „Zivilarbeiter/innen“, „gemeinschaftsfremde Asoziali-
tät“, „Rundfunkverbrechen“, „Heimtücke“ und „Wehrkraftzersetzung“ 
als zusätzliche als staatsfeindlich definierte Delikte.103 

Die unscharfen Konturen dieser vielgestaltigen Feindbildprojektion 
und Deliktformen beförderten eine innere Radikalisierungsdynamik, in 
der tendenziell die Bevölkerung unter Generalverdacht stand. Vor dem 
Hintergrund der sich abzeichnenden Kriegsniederlage und des sich aus-
breitenden Fatalismus wurden nun auch bis dahin unbehelligte Perso-
nenkreise in den Terror einbezogen. 

Ein ungebremster Kompetenzzuwachs im Zusammenhang mit der 
aufgezeigten Aufgabeninflation bei einem zugleich begrenzten Personal-
bestand, bedingt und verstärkt durch den für das Regime ungünstigen 
Kriegsverlauf, beförderte schon 1942/43 latente Auflösungserscheinun-

102 Paul, „Kämpfende Verwaltung“ (wie Anm. 45), S. 76; Lotfi, KZ der Gestapo, S. 216 ff.
103 Dieter Nelles / Hartmut Rübner / Heinz Sünker, Organisation des Terrors im National-

sozialismus, in: Sozialwissenschaftliche Literatur Rundschau, 25 (2002), H. 2 [45], S. 5–27, 23. 
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gen des Staatspolizeiapparats. In der inneren Führung und in den 
Kommunikationsstrukturen machten sich zudem erste Anzeichen eines 
Befehlschaos und zunehmender Disziplinlosigkeit des Personals be-
merkbar. Hinzu kamen Ausfälle infolge des Bombenkriegs, der weder 
die Gebäudesubstanz noch das Dienstpersonal aussparte. Unter dem 
Vorzeichen der Radikalisierung, zugleich unter den Bedingungen rapide 
zerbröselnder Strukturen, betrieben die noch halbwegs intakten Repres-
sionsorgane nun vornehmlich Krisenmanagement. Allein das RSHA 
nahm bis Ende 1944 rund dreißig Ausweichdienststellen in Betrieb, dar-
unter sechs des Amtes IV mit 1.000 Mitarbeitern außerhalb Berlins.104 
In Anbetracht der die Reichsgrenzen im Osten wie im Westen über-
schreitenden Alliierten mussten selbst die provisorisch eingerichteten 
Dienststellen stetig weiter rückverlagert werden. Im April 1945 schließ-
lich brachen die schon seit Anfang 1945 eingeschränkten Kommunika-
tionsverbindungen mit den Leitstellenbezirken vollends zusammen. Die 
Initiative ging jetzt vollends auf die regionalen Dienststellen über.

Analog zu der sich deutlicher abzeichnenden Zusammenbruchten-
denz und zum drohenden Kontrollverlust über die „Heimatfront“ setz-
te das Regime im Kriegsjahr 1944/45 eine Spirale außergerichtlicher 
Willkür- und Sühnemaßnahmen in Gang, die als „kumulative Radikali-
sierung“ (Gerhard Paul) bezeichnet worden ist. Vorsorglich hatte das 
RSHA dazu Ende Januar 1945 den regionalen Stapo-Stellen eine Gene-
ralbevollmächtigung für Hinrichtungsaktionen („Sonderbehandlun-
gen“) unter der Maxime erteilt, den Abschreckungsterror eigeninitiativ 
auf ein höchstmögliches Ausmaß zu steigern. In der Folge kam es in 
verschiedenen Gegenden des untergehenden Reiches zu hastig verübten 
Mordexzessen. Der im Zuge dieser „Entbürokratisierung und Dezen-

104 Johannes Tuchel / Reinhold Schattenfroh, Zentrale des Terrors. Prinz-Albrecht-Straße 8. 
Das Hauptquartier der Gestapo, Berlin 1987, S. 108; Paul, „Kämpfende Verwaltung“ (wie Anm. 45), 
S. 81; Wilhelm, Die Polizei im NS-Staat (wie Anm. 62), S. 188. Teile der Ämter IV und V waren 
schon 1943 in der Sicherheitspolizeischule Drögen bei Fürstenberg untergebracht worden. Von dort  
wurden im Herbst 1944 einige Referate des Amtes IV in die – im Oderbruch an der Bahnstrecke  
nach Küstrin befindlichen – Ausweichquartiere „Dachs“ (I: Trebnitz, II: Wulkow, III: Neuharden-
berg) verlegt. Die Baracken wurden ab März 1944 von in zwei Außenlager des KZ Theresienstadt 
eingesperrten Häftlingen errichtet. Die unfertigen Anlagen wurden im Februar 1945 geräumt.
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tralisierung“ in der Kriegsendphase freigesetzte Radikalisierungsschub 
bedrohte zuletzt alle potenziellen Gegner/innen sowie kriegsmüde Be-
völkerungsanteile des untergehenden NS-Staates.105 Dem maßgeblich 
von der Gestapo im Reichsgebiet forcierten „Torschlußmorden“ fielen 
in den letzten Monaten des Regimes vermutlich mehr als 10.000 Men-
schen zu Opfer, darunter vor allem ausländische Arbeiter/innen und 
Kriegsgefangene.106

Unmittelbar nach den Mordaktionen standen – kurz vor dem An-
rücken der Alliierten – die Spurenbeseitigung und der Identitätswech-
sel des Personals auf dem finalen Ablaufplan aller Dienststellen. Akten, 
Registraturen und Kartotheken, die Aufschluss über die „zwölfjährige 
Blutspur der Gestapo“ gaben und Beweismaterial für bevorstehende 
Kriegsverbrecherprozesse sein konnten, wurden systematisch vernich-
tet.107 In der Agonie des Systems verliefen die Absetzbewegungen des 
Personals selten in geordneten Bahnen. Meist lief das Dienststellenper-
sonal mehr oder weniger planlos auseinander, um individuell Unter-
schlupf zu suchen. Ohne offiziellen Auflösungsbeschluss löste sich der 
zentrale Verwaltungsapparat am 22. April 1945 selbst auf.108 Das RSHA-
Personal wurde in die provisorischen Kampfgruppen in Berlin einge-
ordnet oder angewiesen, sich entweder in Richtung „Alpenfestung“ 
oder zur ebenso imaginären „Festung Nord“ (Schleswig-Holstein) ab-
zusetzen. Zur Verschleierung ihrer Identitäten waren den Bediensteten 
ebenfalls gefälschte Ausweispapiere ausgehändigt worden. Von wenigen 
Ausnahmen abgesehen, zogen die Mitarbeiter/innen der Gestapo die 
Flucht vor den Alliierten dem Heldentod im „Endkampf“ vor. Höchs-

105 Gerhard Paul, „Diese Erschießungen haben mich innerlich gar nicht mehr berührt.“ Die 
Kriegsendphasenverbrechen der Gestapo 1944/45, in: Mallmann / ders., (Hg.), Die Gestapo im 
Zweiten Weltkrieg (wie Anm. 44), S. 543–595, 550.

106 Ebd., S. 543.
107 Gerhard Paul, Zwischen Selbstmord, Illegalität und neuer Karriere. Ehemalige Gestapo-

Bedienstete im Nachkriegsdeutschland, in: ders. / Mallmann (Hg.), Die Gestapo. Mythos und 
Realität (wie Anm. 33), S. 531–547, 533.

108 Dieser Tag war als letzter Termin für den Abzug der noch in Berlin verbliebenen RSHA-
Angehörigen angesetzt. Vgl. Wildt, Generation des Unbedingten (wie Anm. 21), S. 728.
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tens fünf Prozent aller Bediensteten entzogen sich ihrer Verantwortung 
durch Suizid.109

109 Vgl. Paul, Zwischen Selbstmord, Illegalität und neuer Karriere (wie Anm. 107), S. 534. In 
einem Sample aus 221 RSHA-Angehörigen sind elf Suizidfälle (fünf Prozent) identifiziert worden. 
Vgl. Wildt, Generation des Unbedingten (wie Anm. 21), S. 737 (FN 24).
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